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Verbandsgemeinde Weißenthurm 
 

Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 56575 
Weißenthurm | Postanschrift: Postfach 1263, 56572 Weißenthurm  | 
Telefon: 02637 / 913-0 | Fax: 02637 / 913-100 | E-Mail: 
info@vgwthurm.de | www.vgwthurm.de | | Öffnungszeiten: Montag -
Freitag 7.15 - 12 Uhr, Donnerstag zusätzlich 14 - 18 Uhr 
 
 

Aus der Arbeit des Verbandsgemeinderates Weißenthurm 
 
Am Mittwoch, 20.12.2023, fand eine 25. Sitzung des Verbandsgemeinderates Weißenthurm 
statt, über deren Verlauf folgendes zu berichten ist: 
 
Durchführung von Ergänzungswahlen 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig Ergänzungswahlen für den Ausschuss für Bildung, 
Jugend und Familie durchgeführt. 
 
Unterrichtung gemäß § 33 Abs. 1 Gemeindeordnung (GemO) über die Ergebnisse der 
unvermuteten überörtlichen Kassenprüfung der Verbandsgemeindekasse 
Der Verbandsgemeinderat hat den Prüfbericht des Gemeindeprüfungsamtes vom 16.10.2023 
zur Kenntnis genommen. 
 
Besetzung der Gremien der Wohnungsbaugesellschaft am Mittelrhein GmbH;  
hier: Stellvertretende Mitglieder 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig stellvertretende Mitglieder in die 
Gesellschafterversammlung gewählt. 
 
Abschluss eines Full-Service-Vertrages über die Lieferung und Installation von 
Druckern und Multifunktionsgeräten 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, den Auftrag zum Abschluss eines Full-
Service-Vertrages über einen Zeitraum von 4 Jahren über die Lieferung und Installation von 
Multifunktionsdruckern vorbehaltlich der abschließenden Prüfung zum Preis von 105.515,49 € 
zu erteilen. 
 
Änderung der Richtlinien zur Hausärztlichen Versorgung in der Verbandsgemeinde 
Weißenthurm 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig die Änderungen der Richtlinien beschlossen. Inhalt 
der Änderung ist die Streichung des Ausschlusses bei Drittförderung. 
 
Rahmenvereinbarung zur Lieferung von PSA TH-Jacken (persönliche 
Schutzausrüstung, Jacken für technische Hilfe) für die Feuerwehr der 
Verbandsgemeinde Weißenthurm 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, den Auftrag zur Lieferung von PSA 
(TH-Jacken) einschließlich einer Rahmenvereinbarung zum Angebotspreis von insgesamt 
105.507,66 Euro zu erteilen. 
 
Abschluss von Nutzungsverträgen für gemeindliche Sportstätten 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig die Abrechnung der außerschulischen Nutzungen 
der Sportplätze im Schul- und Sportzentrum Mülheim-Kärlich sowie der schulischen 
Hallennutzung der „Philipp-Heift-Halle“ Mülheim-Kärlich und der Stadthalle Weißenthurm 
beschlossen. Als Maßstab zur Ermittlung der jeweiligen Kostenbeteiligungen werden die 
Abschreibungsbeträge der Sportanlagen wie im Sachverhalt dargestellt zu Grunde gelegt. Auf 
eine Abrechnung zwischen der Stadt Mülheim-Kärlich wird aus Vereinfachungsgründen 
verzichtet, da die jeweiligen Beträge vergleichbar sind. Der in der Sachlage dargestellte Wert 
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für die Stadthalle Weißenthurm kommt zur Auszahlung. Die Regelung soll zum 01.01.2024 in 
Kraft treten. Der Bürgermeister wurde ermächtigt, entsprechende neue vertragliche 
Vereinbarungen mit der Stadt Mülheim-Kärlich und der Stadt Weißenthurm abzuschließen. 
Sollten in Zukunft weitere Nutzungen von kommunalen Sportstätten entstehen, sollen diese 
identisch abgebildet werden.  
 
Ausführung von Brandschutzmaßnahmen im Schulzentrum Mülheim-Kärlich 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, die Verwaltung mit der weiteren 
Planung und Ausschreibung der erforderlichen Baumaßnahmen, vorbehaltlich der 
haushaltsrechtlichen Genehmigung, der Erteilung der Baugenehmigung sowie der 
Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns, zu beauftragen. 
 
Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich des Schul- und Sportzentrums 
Mülheim-Kärlich im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes (35. 
Änderung) 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, im Bereich des Schul- und 
Sportzentrums Mülheim-Kärlich die „Fläche für Gemeinbedarf, Schule“ in nördlicher Richtung 
zu vergrößern, d.h. eine Änderung der Darstellung im Flächennutzungsplan 
(Änderungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 8 BauGB). Das hierzu erforderliche 
Verfahren gemäß dem Baugesetzbuch kann im Rahmen der Neuaufstellung des 
Flächennutzungsplanes (35. Änderung) erfolgen. 
 
Planerleistungen "Bestandsaufnahme und Vergabevorbereitung Wartung, Inspektion 
und damit verbundene kleine Instandsetzungsarbeiten von technischen Anlagen und 
Einrichtungen in Immobilien" 
Der Verbandsgemeinderat hat die Ausführungen zur Kenntnis genommen und einstimmig die 
Aufhebung des Beschlusses vom 16.12.2020 zur Beauftragung eines Büros beschlossen. Die 
Verwaltung wurde beauftragt, die Vertragsauflösung vorzunehmen.  
 
Installation einer BOS-Gebäudefunkanlage im Schul- und Sportzentrum Mülheim-
Kärlich 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, den bestehenden Ingenieurvertrag zu 
kündigen und auf Grundlage der neuen Planungsaufgabe die Neuausschreibung der 
Leistungen durchzuführen. Die Verwaltung wurde beauftragt, die Kündigung vorzunehmen 
und das erneute Ausschreibungsverfahren für die Fachplanungsleistung durchzuführen sowie 
die Auftragsvergabe an den wirtschaftlichsten Bieter vorzunehmen. Die erforderlichen 
zusätzlichen finanziellen Mittel in Höhe von 160.000,00 € sind im Haushalt 2024 einzustellen. 
 
Auftragsvergabe zur Erneuerung der Sprach-Alarmierungsanlage nach Blitzeinschlag 
im Schul- und Sportzentrum Mülheim-Kärlich 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, den Auftrag für die Installation der 
Sprachalarmierungsanlage (SAA) im Schul- und Sportzentrum Mülheim-Kärlich in Höhe von 
57.369,83 € zu erteilen.  
 
 
Beitritt der Verbandsgemeinde Weißenthurm zum Wasserstoffnetzwerk Bendorf 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig den Beitritt der Verbandsgemeinde Weißenthurm 
zum Wasserstoffnetzwerk in Bendorf beschlossen.  
 
 
Auftragsvergabe zur Sanierung der Teichanlage am Rathaus der Verbandsgemeinde 
Der Verbandsgemeinderat hat mit 22 Zustimmungen, 9 Gegenstimmen und einer 
Stimmenthaltung beschlossen, den Auftrag zur Sanierung der Teichanlage/Filtration am VG-
Rathaus zum Angebotspreis in Höhe von 99.666,43 € zu erteilen. 
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Beratung und Beschlussfassung über die Verwendung der KIPKI-Mittel 
Der Verbandsgemeinderat hat die Ausführungen zur Kenntnis genommen und mit 28 
Zustimmungen, zwei Gegenstimmen und einer Stimmenthaltung beschlossen, die KIPKI-Mittel 
für die Umrüstung der Beleuchtung des Rathauses der Verbandsgemeinde auf LED-
Beleuchtung zu verwenden. 
 
Forstwirtschaftsplan 2024 der Verbandsgemeinde Weißenthurm 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, dem Forstwirtschaftsplan für das Jahr 
2024 zuzustimmen und die jeweiligen Mittel im Haushalt 2024 einzuplanen. 
 
BAT-Konzept (Biotopbaum, Altholz und Totholz-Konzept) 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, das BAT-Konzept im Gemeindewald 
der Verbandsgemeinde Weißenthurm anzuwenden. 
 
Information zum Brennholzverkauf über Webshop 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, die Preise für Brennholz für die Saison 
2023/2024 wie folgt festzulegen: 
Buche/Eiche: 70,00 €/Fm netto 
Weichhölzer: 56,00 €/Fm netto 
Nadelhölzer: 52,50 €/Fm netto 
 
Auftragsvergabe der Vermögenseigenschadenversicherung 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig beschlossen, den Auftrag über die 
Vermögenseigenschadenversicherung zum Angebotspreis in Höhe von 171.406,74 € zu 
erteilen. 
 
Übertragung von Haushaltsermächtigungen aus 2023 zur Leistung freiwilliger 
Ausgaben während der haushaltslosen Zeit 2024 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig die Übertragung von Ermächtigungen aus dem 
Haushaltsjahr 2023 in das Haushaltsjahr 2024 beschlossen. 
 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan der Verbandsgemeinde Weißenthurm für das 
Haushaltsjahr 2024 
Der Verbandsgemeinderat hat die Eingabe vom 06.12.2023 zur Kenntnis genommen und 
einstimmig die vorgelegte Haushaltssatzung und den Haushaltsplan der Verbandsgemeinde 
Weißenthurm für das Haushaltsjahr 2024 beschlossen. 
 
Wirtschaftsplan 2024 der Verbandsgemeindewerke Weißenthurm - Wasser - einschl. 
des Investitionsprogramms für die Jahre 2023-2027 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig den folgenden Beschluss gefasst: 
 
1. Der Erfolgsplan des Wasserwerks für 2024 wird  
   
 a) bei den Erträgen auf € 3.612.300 
 b) bei den Aufwendungen auf € 3.811.500 
 c) damit auf einen Jahresverlust von €    199.200 
  

festgestellt. 
  

    
2. Der Vermögensplan des Wasserwerks für 2024 wird in Ausgaben und Einnahmen auf je      € 

4.967.200 festgestellt. 
   
3. Die Stellenübersicht für das bei den Verbandsgemeindewerken Weißenthurm  

 - Wasser - eingesetzte Personal der Verbandsgemeinde Weißenthurm für 2024 wird in der 
vorgelegten Fassung anerkannt. 
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4. Das Investitionsprogramm der Verbandsgemeindewerke Weißenthurm - Wasser - für die 
Jahre 2023-2027 wird in der vorgelegten Fassung anerkannt. 

   
5. Kostenrechnung  
    
 5.1 Die Berechnung des Entgeltsbedarfs und des -aufkommens wird in der vorgelegten 

Fassung anerkannt. 
    
 5.2 Die Entgeltssätze (Verbrauchs-, Grundgebühren und wiederkehrenden Beiträge) 

werden entsprechend dem Ergebnis der Entgeltskalkulation festgesetzt. Auf eine 
Verzinsung des Eigenkapitals wird verzichtet. 

    
6. In die Haushaltssatzung der Verbandsgemeinde Weißenthurm für 2024 sind folgende die 

Verbandsgemeindewerke Weißenthurm - Wasser - betreffenden Bestimmungen 
aufzunehmen: 

   
 6.1 Die laufenden Entgelte für die Verbandsgemeindewerke Weißenthurm - Wasser - und 

der Kostenanteil, der als wiederkehrender Beitrag erhoben werden soll, werden 
gemäß § 1 Abs. 3, § 11 Abs. 3 und § 12 Abs. 3 der Satzung über die Erhebung von 
Entgelten für die öffentliche Wasserversorgung -Entgeltsatzung Wasserversorgung- 
der Verbandsgemeinde Weißenthurm vom 06.10.2005 in der derzeit gültigen 
Fassung, wie folgt festgesetzt: 

   
  Die prozentuale Verteilung der entgeltfähigen Kosten auf Gebühren und Beiträge 

stellt sich wie folgt dar: 
    
  a)  Wasserverbrauchsgebühren 66,17 %, 
  b)  Wassergrundgebühren 14,61 %, 
  c)  wiederkehrender Beitrag 19,22 %. 
   
 6.1.1 Gebührensätze 

   
 6.1.1.1 Der Verbrauchsgebührensatz wird auf 0,94 €/cbm Wasserverbrauch festgesetzt. 
    
 6.1.1.2 Die Grundgebührensätze für die Wasserzähler und Wasserzählerstandrohre 

werden wie folgt festgesetzt: 
    
  Wasserzähler mit einem Durchlauf Gebührensatz 
  a) Q3    4 36,00 € pro Zähler/Jahr, 
  b) Q3  10 60,00 € pro Zähler/Jahr, 
  c) Q3  16 + Q3  25 120,00 € pro Zähler/Jahr, 
  d) ab NW 50 mm (Verbundzähler) 384,00 € pro Zähler/Jahr. 
     
  Wasserzählerstandrohre 30,00 € pro Monat. 
     
    
 6.1.2 Der wiederkehrende Beitrag wird auf  0,06 €/qm Geschossfläche festgesetzt. 
    
 6.2 Höhe des einmaligen Beitrages für die Wasserversorgung: 
    
 6.2.1 Der Beitragssatz für den einmaligen Beitrag für die Wasserversorgung wird, 

soweit es sich um den Beitrag für die erstmalige Herstellung der 
Wasserversorgungseinrichtung handelt, wie folgt festgesetzt: 

    
  a) für allgemeine Wohngebiete  
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      und Mischgebiete auf 3,85 €/qm Geschossfläche, 
  b) für Gewerbegebiete und Industriegebiete auf 0,51 €/qm Geschossfläche. 
    
 6.2.2 Der Beitragssatz für den einmaligen Beitrag für die Wasserversorgung wird, soweit 

es sich um den Beitrag für den Ausbau (räumliche Erweiterung) der 
Wasserversorgungseinrichtung handelt, auf 6,95 €/qm Geschossfläche festgesetzt. 

    
 6.3 Erteilung von Kreditermächtigungen  
    
  Aufnahme eines Kassenkredites bis zu 1.000.000 € mit einer Laufzeit von höchstens 

9 Monaten zur fristgerechten Leistung der im Erfolgsplan veranschlagten 
Aufwendungen. 

    
 6.4 Erteilung einer Verpflichtungsermächtigung  
   
  Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird im Vermögensplan auf                    

200.000 € festgesetzt.  
Darunter Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künftigen Haushaltsjahren 
voraussichtlich Investitionskredite in Höhe von 0 € aufgenommen werden müssen. 

 
Wirtschaftsplan 2024 der Verbandsgemeindewerke Weißenthurm - Abwasser - einschl. 
des Investitionsprogramms für die Jahre 2023-2027 
Der Verbandsgemeinderat hat einstimmig den folgenden Beschluss gefasst: 
   
1.  Der Erfolgsplan des Abwasserwerks für 2024 wird  
 a) bei den Erträgen auf € 5.619.000, 
 b) bei den Aufwendungen auf € 6.603.600, 
 c) damit auf einen Jahresverlust von €      984.600 
  

festgestellt. 
 

  
2. Der Vermögensplan des Abwasserwerks für 2024 wird in Ausgaben und Einnahmen auf 

je € 5.708.000 festgestellt. 
 

3. Die Stellenübersicht für das bei den Verbandsgemeindewerken Weißenthurm  
- Abwasser - eingesetzte Personal der Verbandsgemeinde Weißenthurm für 2024 wird in 
der vorgelegten Fassung anerkannt. 

  
4. Das Investitionsprogramm der Verbandsgemeindewerke Weißenthurm  

- Abwasser - für die Jahre 2023-2027 wird in der vorgelegten Fassung anerkannt. 
  

  
5. Kostenrechnung 
 
 Grundlage für die Festsetzung der laufenden Entgelte der Abwasserbeseitigung für 2024 

sind die für 2022 erstellte Nachkalkulation sowie die Berechnung des Entgeltsbedarfs und 
des Entgeltsaufkommens für 2024. 

  
6. In die Haushaltssatzung der Verbandsgemeinde Weißenthurm für 2024 sind folgende 

die Verbandsgemeindewerke Weißenthurm - Abwasser - betreffenden Bestimmungen 
aufzunehmen: 

   
 6.1 Die Abgabensätze für die Verbandsgemeindewerke Weißenthurm  

- Abwasser - und der Kostenanteil, der als wiederkehrender Beitrag erhoben 
werden soll, werden gemäß § 1 Abs. 4, § 12 und § 29 Abs. 2 der Satzung über die 
Erhebung von Entgelten für die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung          - 
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Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung - der Verbandsgemeinde Weißenthurm vom 
06.10.2005 in der derzeit gültigen Fassung, wie folgt festgesetzt: 

    
 6.1.1 Die prozentuale Verteilung der entgeltfähigen Kosten „Schmutzwasser“ stellt sich 

wie folgt dar: 
 

a) wiederkehrender Beitrag „Schmutzwasser“                                          25,0 %, 
b) Kanalbenutzungsgebühren „Schmutzwasser“                                      75,0 %. 
 
Der Anteil der entgeltfähigen Kosten, der als wiederkehrender Beitrag 
Niederschlagswasser erhoben werden soll, wird auf 100 % festgesetzt. 

  
 
 
 
 
6.1.2 

    
 6.1.3 Der Gebührensatz für das Schmutzwasser wird auf 1,20 €/cbm Schmutzwasser 

festgesetzt. 
   
 6.1.4 Der wiederkehrende Beitrag für das Schmutzwasser wird auf 0,08 €/qm 

möglicher Geschossfläche festgesetzt. 
   
 6.1.5 Der wiederkehrende Beitrag für das Niederschlagswasser wird auf 0,25 €/qm 

möglicher Abflussfläche festgesetzt. 
   
 6.1.6 Der Gebührensatz für die Fäkalschlammbeseitigung wird auf 18,00 €/cbm 

festgesetzt (in dieser Gebühr sind die Betriebskosten der Kläranlage sowie die 
Abfuhrkosten enthalten). 

   
 6.1.7 Die Beitragssätze für den einmaligen Schmutzwasser- und den einmaligen 

Niederschlagswasserbeseitigungsbeitrag werden, soweit es sich um Beiträge 
für die erstmalige Herstellung der Abwasserbeseitigungseinrichtung handelt, 
wie folgt festgesetzt: 

   
  a)  für die Schmutzwasserbeseitigung auf 3,77 €/qm Geschossfläche und 
  b)  für die Niederschlagswasserbeseitigung auf 6,39 €/qm gewichteter 

Grundstücksfläche. 
   
 6.1.8 Die Beitragssätze für den einmaligen Schmutzwasser- und den einmaligen 

Niederschlagswasserbeseitigungsbeitrag werden, soweit es sich um Beiträge 
für den Ausbau (räumliche Erweiterung) der Abwasserbeseitigungseinrichtung 
handelt, wie folgt festgesetzt: 

    
  a)  für die Schmutzwasserbeseitigung auf 7,59 €/qm Geschossfläche und 
  b)  für die Niederschlagswasserbeseitigung auf 14,25 €/qm gewichteter 

Grundstücksfläche. 
   
 6.1.9 Die Höhe der Abwasserabgabe für Kleineinleiter beträgt 17,90 € je Einwohner. 
   
 6.2 Der Pauschalbetrag für die Herstellung einer Grundstücksanschlussleitung, 

soweit sie außerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes verlegt wird, wird gemäß  
§ 27 Abs. 2 der Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung für 2024 auf 1.300,00 € 
festgesetzt. 
 
Dieser ermäßigt sich auf 765,00 €, wenn auf dem Grundstück bereits ein 
ordnungsgemäßer Kontrollschacht, an den die Anschlussleitung angeschlossen 
werden kann, vorhanden ist. 

   
 6.3 Festsetzung des einmaligen Investitionskostenanteils und des laufenden 

Kostenanteils der Straßenentwässerung gemäß dem Vertrag zwischen der 
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Verbandsgemeinde und den Städten bzw. Ortsgemeinden zur Regelung der 
Mitbenutzung von Gemeindestraßen,- wegen und -plätzen durch Leitungen und 
Anlagen der öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung im Sinne 
des § 45 LStrG: 

   
 6.3.1 Gemäß § 16 Abs. 2 des v.g. Vertrages wird der einmalige 

Investitionskostenanteil wie folgt festgesetzt: 
   
  a) Im Bereich der erstmaligen Herstellung (gemäß § 4 Abs. 2 der „Entgeltsatzung 

Abwasserbeseitigung“ der Verbandsgemeinde Weißenthurm vom 6.10.2005) 
auf 17,36 €/qm Straßenfläche. 

    
  b) Im Bereich der räumlichen Erweiterung (gemäß § 4 Abs. 3 der „Entgeltsatzung 

Abwasserbeseitigung“ der Verbandsgemeinde Weißenthurm vom 
06.10.2005) auf 23,10 €/qm Straßenfläche. 

   
 6.3.2 Nach § 16 Abs. 3 des v.g. Vertrages wird der laufende Kostenanteil der 

Straßenfläche gemäß der jährlichen Nachkalkulation des Vorjahres festgesetzt. 
   
 6.4 Erteilung von Kreditermächtigungen: 
   
 6.4.1 Aufnahme eines Darlehens in Höhe von 0 €. 
   
 6.4.2 Aufnahme eines Kassenkredites bis zu 1.000.000 € mit einer Laufzeit von 

höchstens 9 Monaten zur fristgerechten Leistung der im Erfolgsplan 
veranschlagten Aufwendungen. 

   
 6.5 Erteilung einer Verpflichtungsermächtigung: 
   
 6.5.1 Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird im Vermögensplan auf  

1.000.000 € festgesetzt. 
Darunter Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künftigen Haushaltsjahren 
voraussichtlich Investitionskredite in Höhe von 0 € aufgenommen werden müssen. 
 
 

 
Im nichtöffentlichen Teil der Sitzung hat der Verbandsgemeinderat einstimmig eine 
Vertragsangelegenheit beschlossen. 
 
 
 
 
 
 

Bekanntmachung Haushaltssatzung 
vom 17.11.2023 

I. 

Die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes "Industriepark A 61/GVZ Koblenz" 
hat auf Grund der §§ 95 ff. Gemeindeordnung (GemO) i.d.F. vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153) in 
der zurzeit gültigen Fassung, folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

     

§ 1  
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Daten des Wirtschaftsplanes 2024 
des Eigenbetriebes „Abwasser“ des 

Abwasserzweckverbandes „Industriepark A 61/GVZ Koblenz“ 
 

Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes „Abwasser“ des Abwasserzweckverbandes 
„Industriepark A 61/GVZ Koblenz“ für das Wirtschaftsjahr 2024 wird: 
 
im Erfolgsplan 
 in den Erträgen auf        282.250 €, 
 in den Aufwendungen auf      253.100 €, 
 damit auf einen Jahresgewinn von      29.150 € 
 
im Vermögensplan 
 in den Einnahmen auf      647.650 €, 
 in den Ausgaben auf       647.650 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 

Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite 

     
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird festgesetzt auf 
 
     

  zinslose Kredite auf 0 Euro 
  verzinste Kredite auf 0 Euro 
  zusammen auf 0 Euro 

     
 

§ 3  

Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen 

     
Der Gesamtbetrag der Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die in künftigen 
Haushaltsjahren zu Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(Verpflichtungsermächtigungen) führen können, wird auf 0 Euro festgesetzt. 
     
Die Summe der Verpflichtungsermächtigungen, für die in den künftigen Haushaltsjahren 
voraussichtlich Investitionskredite aufgenommen werden müssen, beläuft sich auf 0 Euro.  

 
§ 4 

Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung 

     
Der Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung (Kassenkredite) wird festgesetzt auf 30.000 
Euro. 

 
§ 5 

Eigenkapital 

     

Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorvorjahres 365.918 Euro 
Voraussichtlicher Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des 
Haushaltsvorjahres 416.168 Euro 
Voraussichtlicher Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des 
Haushaltsjahres 445.318 Euro 
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§ 6 

Abgabensätze laufende Entgelte Abwasser 
 
 

     

1. 
Die Abgabensätze für die laufenden Entgelte Abwasser werden gemäß § 1 Abs. 3 der 
Satzung über   

 
die Erhebung von Entgelten für die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung - 
Entgeltsatzung  

 
Abwasserbeseitigung - (ESA) des Abwasserzweckverbandes „Industriepark A 61/GVZ 
Koblenz“  

 vom 01.02.2010 wie folgt festgesetzt:  
   

1.1 
Der Gebührensatz für das Schmutzwasser (§ 18 ESA) wird auf 1,50 €/m³ Schmutzwasser 
festgesetzt  

   

1.2 
Der Beitragssatz für den wiederkehrenden Beitrag Niederschlagswasser (§ 13 ESA) 
wird auf 0,10 €/m² gewichtete Grundstücksfläche festgesetzt.  

   

2.  
Gemäß § 16 Abs. 3 des Vertrages über die Benutzung von Straßen durch 
Abwasserbeseitigungsan- 

 
lagen zwischen dem Zweckverband "Industriepark A 61/GVZ Koblenz" und dem 
Abwasserzweckver- 

 

band "Industriepark A 61/GVZ Koblenz" vom 24.06.2010 wird der Anteilssatz an den 
laufenden Kosten der Straßenoberflächenentwässerung auf 0,25 €/m² Straßenfläche 
festgesetzt. 

 
     
 
II. 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung (GemO) Satzungen, 
die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GemO oder auf Grund der 
GemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an 
gültig zustande gekommen gelten. 
Dies gilt nicht, wenn 
 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
2. vor Ablauf der in § 24 Abs. 6 Satz 1 GemO genannten Frist die Aufsichtsbehörde den 

Beschluss  
beanstandet oder jemand eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach § 24 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 GemO geltend gemacht, so kann 
auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
III. 
Diese Satzung wurde mit Schreiben vom 21.11.2023 der Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion Trier (ADD) gemäß § 97 Abs. 1 GemO vorgelegt. 
Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier hat mit Schreiben vom 30.11.2023, Az.: 17 
06 - AZV A 61/21a, mitgeteilt, dass gegen die von der Verbandsversammlung am 17.11.2023 
beschlossene Haushaltssatzung und den Wirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2024 keine 
Bedenken wegen Rechtsverletzung geltend gemacht werden (§§ 5 und 7 Abs. 1 ZwVG i.V.m. 
§ 97 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 GemO). 
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Genehmigungspflichtige Teile gemäß § 95 Abs. 4 GemO enthält die Haushaltssatzung nicht. 
 
 
 
IV. 
Die Haushaltssatzung und der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes „Abwasser“ des 
Abwasserzweckverbandes „Industriepark A 61/GVZ Koblenz“ für das Haushaltsjahr 2024 
liegen gemäß § 97 Abs. 2 GemO in der Zeit von Mittwoch, den 10.01.2024, bis Mittwoch, den 
17.01.2024 (einschließlich), während der Öffnungszeiten 
 
a) im Rathaus der Verbandsgemeinde Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 56575 

Weißenthurm, Zimmer 217, 
b)  im Rathaus der Verbandsgemeinde Rhein-Mosel, Bahnhofstraße 44, 56330 Kobern-
Gondorf, 
     Zimmer A304, 
c) beim Eigenbetrieb „Stadtentwässerung“ der Stadt Koblenz, Bahnhofplatz 9, 56068 
Koblenz, Zimmer 306 
 
öffentlich aus. Wir bitten um Terminvereinbarung zwecks persönlicher Einsichtnahme. Des 
Weiteren können Sie die Bekanntmachung auf den Internetseiten der jeweiligen Verwaltung 
einsehen. 
 
Abwasserzweckverband 
„Industriepark A 61/GVZ Koblenz“ 
 
Weißenthurm, 14.12.2023 
 
         Thomas Przybylla 
            Bürgermeister 
-   Verbandsvorsteher –  
-  

 
 
 

Aus der Arbeit des Seniorenbeirates der Verbandsgemeinde Weißenthurm 
Am Donnerstag, 30.11.2023, fand eine öffentliche Sitzung des Seniorenbeirates der 
Verbandsgemeinde Weißenthurm statt, über deren Verlauf folgendes zu berichten ist: 
 
Zu Beginn der Sitzung verpflichtete der Vorsitzende das Beiratsmitglied Anja Gehrig auf die 
gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung. 
 
Mobilität in der Zukunft 
Der Seniorenbeirat hat die Ausführungen zur Kenntnis genommen. 
 
Vortrag "Besteuerung von Alterseinkünften" 

Der Seniorenbeirat hat die Ausführungen zur Kenntnis genommen. 
 

 
 

Abholung der Reisepässe: 
 
Reisepässe, die bis zum 06.12.2023 beantragt wurden, können während der Öffnungszeiten 
mit und ohne Terminvereinbarung online  

- montags 
- dienstags 

7:15 – 16:30 Uhr 
7:15 – 16:30 Uhr 
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- mittwochs 
- donnerstags 
- freitags 
 

7:15 – 12:00 Uhr 
7:15 – 18:00 Uhr 
7:15 – 12:00 Uhr 

bei der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm im Bürgerbüro abgeholt werden. 
Bitte legen Sie ein noch in Ihrem Besitz befindliches Ausweispapier vor. 
Ausnahmsweise kann der Reisepass auch gegen Vorlage einer schriftlichen Vollmacht an eine 
andere Person ausgehändigt werden.  Der/die Bevollmächtigte muss sich dabei ausweisen 
können. 
 
Für weitere Auskünfte stehen wir Ihnen auch gerne telefonisch zur Verfügung. Sie erreichen 
uns unter den folgenden Durchwahlmöglichkeiten: 
02637/913-108, 913-109, 913-148, 913-149. 
 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm 

           -Bürgerbüro-  
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Ortsgemeinde Bassenheim 
 

Ortsbürgermeisterin Natalja Kronenberg | Walpotplatz 9, 56220 
Bassenheim | Telefon: 02625 / 4456, Fax: 02625 / 6493, Mail: 
gemeinde@bassenheim.de | www.bassenheim.de | Öffnungszeiten: 
täglich 8 – 12 Uhr | Sprechstunde Ortsbürgermeisterin: Dienstag 17.30 
- 19 Uhr sowie nach Terminvereinbarung 
 
 
 

Bekanntmachung 
der Ortsgemeinde Bassenheim 

 
Satzungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes „Karmelenberger 

Weg II“ 
im vereinfachten Verfahren gem. § 13 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Ortsgemeinderat von Bassenheim hat in seiner Sitzung am 08.12.2023 die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes „Karmelenberger Weg II“ als Satzung beschlossen. Gemäß § 10 Abs. 
3 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), in der zur Zeit gültigen Fassung, wird dieser Beschluss hiermit ortsüblich 
bekanntgemacht. 
Mit der heutigen Bekanntmachung tritt die Bebauungsplanänderung gem. § 10 Abs. 3 
Satz 4 BauGB in Kraft. Mit diesem Datum treten für den Geltungsbereich der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung die entgegenstehenden bisherigen zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Karmelenberger Weg II“ außer Kraft. 
Die Planunterlagen zur o.g. Änderungsplanung (Satzung nebst Übersichtsplan, Textliche 
Festsetzungen einschließlich Schemaschnitte und Begründung) können während der 
Dienststunden von jedermann beim Fachbereich 4 (Bauverwaltung) der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Str. 4, 56575 Weißenthurm, Zimmer 
309, eingesehen werden. Jede Person kann über den Inhalt der Bebauungsplanänderung 
Auskunft verlangen. 
In Anwendung des § 10a Abs. 2 BauGB sind die rechtsverbindlichen Planunterlagen auf der 
Homepage der Verbandsgemeinde Weißenthurm unter der Rubrik 
www.verbandsgemeindeweissenthurm.de > Bürgerservice/Rathaus > Bauverwaltung > 
Bebauungspläne > Bebauungspläne rechtsverbindlich > Ortsgemeinde Bassenheim, 
hinterlegt und werden darüber hinaus in Kürze auf dem zentralen Internetportal des Landes 
Rheinland-Pfalz „GeoPortal.rlp“ zugänglich gemacht. 
 
Geltungsbereich der Planänderung: 
Der Änderungsbereich umfasst die Wohnbauflächen im Nordosten des ursprünglichen 
Plangebietes, d.h. den Bereich mit einer von der Erschließungsstraße aus abfallender 
anspruchsvollerer Topografie. Die Größe beträgt 0,38 ha. 
 
Es sind sämtliche Grundstücke in der Flur 13 der Gemarkung Bassenheim betroffen, die im  
beigefügten Übersichtsplan dick gestrichelt umrandet sind. 
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. 

Hiernach können Entschädigungsansprüche verlangt werden, wenn infolge des 
Bebauungsplanes die in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Die Fälligkeit des Anspruches kann dadurch herbeigeführt werden, dass 
die Leistung der Entschädigung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 1 
und 2 BauGB) beantragt wird. Der Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb 

mailto:gemeinde@bassenheim.de
http://www.bassenheim.de/
http://www.verbandsgemeindeweissenthurm.de/
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von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Vermögensnachteil eingetreten 
ist, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird (§ 44 Abs. 4 BauGB). 

2. Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich: 
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 56575 
Weißenthurm oder der Ortsgemeinde Bassenheim, Walpotplatz 9, 56220 Bassenheim 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 

3. Gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31.01.1994 
(GVBl. S. 153) einschl. der erfolgten Änderungen wird auf folgendes hingewiesen:  

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes 
oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn  
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 

Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 

beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 
56575 Weißenthurm unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 
Bassenheim, 28.12.2023             Ortsgemeinde Bassenheim 
  

       Natalja Kronenberg 
      Ortsbürgermeisterin 
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Ortsgemeinde Kaltenengers 
 

Ortsbürgermeister Jürgen Karbach | Raiffeisenstraße 5, 56220 
Kaltenengers | Telefon: 02630 / 6354 | Fax: 02630 / 968206 | E- Mail: 
info@kaltenengers.de | www.kaltenengers.de | Öffnungszeiten Montag 
und Donnerstag 17.30 - 19 Uhr  
 
 
 
 

 

5. Satzung vom 14.12.2023 zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

der Ortsgemeinde Kaltenengers 
vom 18.11.2011 

 
Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Kaltenengers hat am 14.12.2023 auf Grund des § 24 
der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 37 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. S. 
448), i. V. m. den §§ 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende 
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 

§ 1 
Die Anlage zur Friedhofsgebührensatzung wird wie folgt geändert: 
(Änderungen sind fett gedruckt bzw. gestrichen) 
 
II. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten 
 
a)  … 
b)  … 
c)    Verlängerung des Nutzungsrechts nach Buchst. a) für die zweite spätere 

Bestattungen je angefangenes volles Jahr 1/25 des Grundpreises. Soweit volle 
Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach dem abgelaufenen 
Teil des Jahres. 

 
§ 2 

Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
                     Kaltenengers, den 14.12.2023 
                                                                
                                                                                     Jürgen Karbach 

                                                Ortsbürgermeister 
 
Hinweis: 
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

mailto:info@kaltenengers.de
http://www.kaltenengers.de/
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2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Ortsgemeinde Kaltenengers oder der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm unter 
Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend 
gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
 

Satzung  
der Ortsgemeinde Kaltenengers 

über die Erhebung von Hundesteuer 
vom 14.12.2023 

 
 

Der Ortsgemeinderat Kaltenengers hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) in 
der Fassung vom 31.01.1994 (GVBL. S. 153) und der §§ 2 und 5 Abs. 3 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBL. S. 175) die folgende Satzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird. 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Entstehung der Steuer 

(1) Steuergegenstand ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

(2) Die Steuer entsteht mit Beginn des Jahres, für das die Steuer festzusetzen ist. 
 

§ 2 
Steuerschuldner 

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. Hundehalter ist, wer einen Hund in seinem 
Haushalt aufgenommen hat. 

(2) Als Halter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik bereits steuerlich erfasst ist. Die Steuerpflicht tritt 
in jedem Fall ein, sobald die Pflege, Verwahrung oder Haltung auf Probe oder zum 
Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als gemeinsam gehalten. Halten 
mehrere Personen gemeinsam einen Hund oder mehrere Hunde, so sind sie 
Gesamtschuldner im Sinne des § 44 der Abgabenordnung. 
 

§ 3 
Anzeigepflicht 

(1) Wer einen Hund hält, hat ihn binnen 14 Tagen nach Beginn der Haltung bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm anzumelden. Bei der Anmeldung sind 
1. Rasse 
2. Geburtsdatum 
3. Herkunft und Anschaffungstag 
glaubhaft nachzuweisen. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund, der abgeschafft wurde, abhanden 
gekommen oder gestorben ist oder mit dem er wegzieht, innerhalb von 14 Tagen bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm abzumelden und die Hundesteuermarke 
zurückzugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes sind bei der Abmeldung Name und 
Anschrift des Erwerbers anzugeben. Falls der Erwerber in einer anderen Gemeinde wohnt 
oder der Halter in eine anderen Gemeinde umzieht, wird dies unterrichtet. 
 



 

18 
 

(3)  Ändern sich die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung, so 
hat der Hundehalter dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

 
§ 4 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit Anfang des auf die Aufnahme eines Hundes in einen 

Haushalt folgenden Monats, frühestens mit dem Monat, in dem er drei Monate alt wird. 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird, 

abhandenkommt oder stirbt. Kann der genaue Zeitpunkt nicht nachgewiesen werden, 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats nach Abmeldung. 

(3) Bei Wohnortswechsel eines Hundehalters beginnt die Steuerpflicht entsprechend Absatz 
1 und endet entsprechend Absatz 2 Satz 1.  
 

§ 5 
Steuersatz, Gefährliche Hunde 

 
(1) Der Steuersatz pro Hund wird jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(2) Das Halten von gefährlichen Hunden wird gesondert besteuert. Der Steuersatz pro 

gefährlichen Hund wird ebenfalls jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(3) Gefährliche Hunde sind 

1. Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, 
2. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie Wild oder Vieh hetzen und 

reißen, 
3. Hunde, die in aggressiver oder Gefahr drohender Weise Menschen angesprungen 

haben und 
4. Hunde, die eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, 

Angriffslust, Schärfe oder andere in ihrer Wirkung vergleichbare Eigenschaften 
entwickelt haben. 

(4) Bei Hunden der Rassen 
- Pit Bull Terrier 
- American Staffordshire Terrier und 
- Staffordshire Bullterrier 
sowie Hunden, die von einer dieser Rassen oder diesem Typ abstammen, wird die 
Eigenschaft als gefährlicher Hund unwiderlegbar vermutet. 

 
§ 6 

Festsetzung und Fälligkeit  
(1) Die Steuerschuld wird durch Abgabenbescheid als Jahressteuer festgesetzt. 

 

(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Abgabenbescheides für 
die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, am 15. Mai, 15. August 
und 15. November mit jeweils einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 

 

(3) Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Jahres, so ist die Steuer anteilsmäßig 
auf volle Kalendermonate zu berechnen. 

 

(4) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundsteuer abweichend von Abs. 2 am 1. 
Juli in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag soll spätestens bis zum 30. 
September des vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden. 

 

(5) Für diejenigen Steuerschuldner die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie im 
Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekanntmachung 
festgesetzt werden. Für die Steuerschuldner treten mit dem Tage der öffentlichen 
Bekanntmachung die gleiche Rechtswirkung ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein 
schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 

 
 



 

19 
 

§ 7 
Steuerbefreiung 

(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
1. Assistenzhunden im Sinne des § 12e Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 

mit Ausbildung und Zertifikat gem. §§ 12f und 12g BGG. Assistenzhunde nach § 3 
Abs. 1 der Assistenzhundeverordnung (AHundV) sind Blindenführhunde, Mobilitäts-
Assistenzhunde, Signal-Assistenzhunde, Warn- und Anzeige-Assistenzhunde sowie 
PSB-Assistenzhunde. Das Zertifikat in Form eines Ausweises nach § 22 Abs. 1 
AHundV gilt als Nachweis.  
Außerdem für Hunde, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, gehörloser oder sonst 
völlig hilfloser Personen unentbehrlich sind. Die Blindheit, Gehörlosigkeit oder völlige 
Hilflosigkeit kann mit einem Schwerbehindertenausweis oder ärztlichen Gutachten 
nachgewiesen werden. 

2. Rettungshunden, die regelmäßig und uneingeschränkt im Bereich des Feuerwehr-, 
Sanitäts- oder Rettungsdienstes oder bei einer staatlich anerkannten und/oder im 
öffentlichen Katastrophenschutz tätigen Hilfsorganisation eingesetzt sind und die 
Ausbildung und Prüfung nach der „Dienstvorschrift für die Ausbildung und Prüfung von 
Rettungshunden der Feuerwehr-Facheinheiten Rettungshunde/Ortungstechnik 
(RHOT) bei den Feuerwehren in Rheinland-Pfalz“ oder die „Gemeinsame Prüfungs- 
und Prüferordnung für Rettungshundeteams gemäß DIN 13050“ oder eine 
vergleichbare Ausbildung und Prüfung mit Erfolg abgelegt haben. Die Ablegung der 
Ausbildung und Prüfung sowie der regelmäßige und uneingeschränkte Einsatz sind 
die auf Anforderung von der betreibenden Organisation schriftlich nachzuweisen. 

3. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierheimen oder 
ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind. 

4. Schweißhunde von anerkannten Führerinnen und Führern im Sinne des § 35 Abs. 4 
Landesjagdgesetz. 

(2) Hunde, für die nach Abs. 1 Steuerbefreiung gewährt wird, sind bei der Bemessung der 
Steuer für zu versteuernde Hunde nicht in Ansatz zu bringen. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 wird die Steuerbefreiung nur für einen Hund gewährt. 
(4) Für Hunde, die als gefährlicher Hund im Sinne von § 5 Abs. 3 ff. zu versteuern sind, wird 

keine Steuerfreiheit gewährt. 
 

§ 8 
Steuerermäßigung 

(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten 
von Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten 
Gebäude in mehr als 200 m Luftlinie entfernt liegen, erforderlich sind, jedoch für höchstens 
zwei Hunde. 

(2) Von dieser Ermäßigung sind gefährliche Hunde gem. § 5 Abs. 3 ff. ausgenommen. 
(3) Werden von einem Hundehalter neben Hunden, für welche die Steuer nach Abs. 1 

ermäßigt wird, voll zu versteuernde Hunde gehalten, so gelten diese für die Bemessung 
der Steuer als zweite oder weitere Hunde. 

 
§ 9 

Allgemeinde Bestimmungen für die Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 
(1) Die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird wirksam mit dem Beginn des auf die 

Antragsstellung folgenden Monats. 
(2) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde, für den angegebenen Verwendungszweck geeignet sind; dies kann von 
der Vorlage eines entsprechenden Nachweises abhängig gemacht werden, 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen eines Vergehens gegen 
tierschutzrechtliche Bestimmungen belangt wurde, 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende 
Unterkunftsräume vorhanden sind, 
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4. in den Fällen des § 7 Abs. 1. Nr. 3 ordnungsgemäß Bücher über den Bestand, den 
Erwerb, die Veräußerung und die Abgänge der Hunde geführt und auf Verlangen 
vorgelegt werden. 

 
§ 10 

Überwachung der Anzeigepflicht 
(1) Für jeden Hund wird eine Hundesteuermarke ausgegeben, die außerhalb der Wohnung 

oder des befriedeten Grundbesitzes sichtbar vom Hund zu tragen ist. Andere 
Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht angelegt 
werden. Bei Verlust der Steuermarke wird auf Antrag eine Ersatzmarke ausgehändigt. Bei 
der Abmeldung des Hundes ist die Steuermarke an die Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm zurückzugeben. 

(2) Die Gemeinde kann in Abständen von mindestens einem Jahr im Gemeindegebiet 
Hundebestandsaufnahmen durchführen. Dabei können folgende Daten erhoben werden: 

1. Name und Anschrift des Hundehalters 
2. Anzahl der gehaltenen Hunde 
3. Herkunft und Anschaffungstag 
4. Geburtsdatum 
5. Rasse. 

 
§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 1 einen Hund nicht, oder nicht rechtzeitig oder 
fehlerhaft anmeldet, 

2. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet 
und/oder die Hundesteuermarke nicht zurück gibt., 

3. als Hundehalter entgegen §3 Abs. 3 die Veränderung der Voraussetzungen für eine 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung nicht rechtzeitig anzeigt, 

4. als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 1 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder 
seines umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke 
umherlaufen lässt oder dem Hund andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich 
sind, anlegt, 

5. die Auskunftspflicht verletzt, die im Zusammenhang mit der 
Hundesbestandsaufnahme gemäß § 10 Abs. 2 gegeben ist. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet 
werden. 

§ 12  
In-Kraft-Treten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Ortsgemeinde Kaltenengers über die Erhebung der 

Hundesteuer vom 29.06.2017 außer Kraft. 
 
Kaltenengers, den 14.12.2023 
Ortsgemeindeverwaltung Kaltenengers 
Jürgen Karbach 
Ortsbürgermeister 
 
Hinweis:  
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 



 

21 
 

ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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Ortsgemeinde Kettig 
 
Ortsbürgermeister Peter Moskopp | Hauptstraße 2, 56220 Kettig | 
Telefon: 02637 / 2176 | Fax: 02637 / 8779 | E-Mail: 
kettig1@vgwthurm.de | www.kettig.org | Öffnungszeiten: Montag 10 - 
12 Uhr, 14 - 19 Uhr; Donnerstag 8 - 12 Uhr, 14 - 19 Uhr, Freitag 8 - 12 
Uhr | Sprechstunde Ortsbürgermeister: Montag 17 - 19 Uhr; 
Donnerstag 16 - 19 Uhr  
 
 

Satzung der Ortsgemeinde Kettig über die Erhebung von Hundesteuer 
 

vom 18.12.2023 
 
Der Ortsgemeinderat Kettig hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) in der 
Fassung vom 31.01.1994 (GVBL. S. 153) und der §§ 2 und 5 Abs. 3 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBL. S. 175) die folgende Satzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird. 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Entstehung der Steuer 

 
(1) Steuergegenstand ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
(2) Die Steuer entsteht mit Beginn des Jahres, für das die Steuer festzusetzen ist. 

 
§ 2 

Steuerschuldner 
 

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. Hundehalter ist, wer einen Hund in seinem 
Haushalt aufgenommen hat. 

(2) Als Halter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik bereits steuerlich erfasst ist. Die Steuerpflicht tritt 
in jedem Fall ein, sobald die Pflege, Verwahrung oder Haltung auf Probe oder zum 
Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als gemeinsam gehalten. Halten 
mehrere Personen gemeinsam einen Hund oder mehrere Hunde, so sind sie 
Gesamtschuldner im Sinne des § 44 der Abgabenordnung. 

 
§ 3 

Anzeigepflicht 
 
(1) Wer einen Hund hält, hat ihn binnen 14 Tagen nach Beginn der Haltung bei der 

Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm anzumelden. Bei der Anmeldung sind 
4. Rasse 
5. Geburtsdatum 
6. Herkunft und Anschaffungstag 
glaubhaft nachzuweisen. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund, der abgeschafft wurde, abhanden 
gekommen oder gestorben ist oder mit dem er wegzieht, innerhalb von 14 Tagen bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm abzumelden und die Hundesteuermarke 
zurückzugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes sind bei der Abmeldung Name und 
Anschrift des Erwerbers anzugeben. Falls der Erwerber in einer anderen Gemeinde wohnt 
oder der Halter in eine anderen Gemeinde umzieht, wird dies unterrichtet. 
 

mailto:kettig1@vgwthurm.de
http://www.kettig.org/


 

23 
 

(3)  Ändern sich die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung, so 
hat der Hundehalter dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

 
§ 4 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit Anfang des auf die Aufnahme eines Hundes in einen 

Haushalt folgenden Monats, frühestens mit dem Monat, in dem er drei Monate alt wird. 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird, 

abhandenkommt oder stirbt. Kann der genaue Zeitpunkt nicht nachgewiesen werden, 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats nach Abmeldung. 

(3) Bei Wohnortswechsel eines Hundehalters beginnt die Steuerpflicht entsprechend Absatz 
1 und endet entsprechend Absatz 2 Satz 1.  

 
§ 5 

Steuersatz, Gefährliche Hunde 
 
(1) Der Steuersatz pro Hund wird jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(2) Das Halten von gefährlichen Hunden wird gesondert besteuert. Der Steuersatz pro 

gefährlichen Hund wird ebenfalls jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(3) Gefährliche Hunde sind 

5. Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, 
6. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie Wild oder Vieh hetzen und 

reißen, 
7. Hunde, die in aggressiver oder Gefahr drohender Weise Menschen angesprungen 

haben und 
8. Hunde, die eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, 

Angriffslust, Schärfe oder andere in ihrer Wirkung vergleichbare Eigenschaften 
entwickelt haben. 

(4) Bei Hunden der Rassen 
- Pit Bull Terrier 
- American Staffordshire Terrier und 
- Staffordshire Bullterrier 
sowie Hunden, die von einer dieser Rassen oder diesem Typ abstammen, wird die 
Eigenschaft als gefährlicher Hund unwiderlegbar vermutet. 

 
§ 6 

Festsetzung und Fälligkeit  
 
(1) Die Steuerschuld wird durch Abgabenbescheid als Jahressteuer festgesetzt. 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Abgabenbescheides für 

die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, am 15. Mai, 15. August 
und 15. November mit jeweils einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 

(3) Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Jahres, so ist die Steuer anteilsmäßig 
auf volle Kalendermonate zu berechnen. 

(4) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundsteuer abweichend von Abs. 2 am 1. 
Juli in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag soll spätestens bis zum 30. 
September des vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden. 

(5) Für diejenigen Steuerschuldner die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie im 
Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekanntmachung 
festgesetzt werden. Für die Steuerschuldner treten mit dem Tage der öffentlichen 
Bekanntmachung die gleiche Rechtswirkung ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein 
schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 

 
 

§ 7 
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Steuerbefreiung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

5. Assistenzhunden im Sinne des § 12e Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
mit Ausbildung und Zertifikat gem. §§ 12f und 12g BGG. Assistenzhunde nach § 3 
Abs. 1 der Assistenzhundeverordnung (AHundV) sind Blindenführhunde, Mobilitäts-
Assistenzhunde, Signal-Assistenzhunde, Warn- und Anzeige-Assistenzhunde sowie 
PSB-Assistenzhunde. Das Zertifikat in Form eines Ausweises nach § 22 Abs. 1 
AHundV gilt als Nachweis.  
Außerdem für Hunde, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, gehörloser oder sonst 
völlig hilfloser Personen unentbehrlich sind. Die Blindheit, Gehörlosigkeit oder völlige 
Hilflosigkeit kann mit einem Schwerbehindertenausweis oder ärztlichen Gutachten 
nachgewiesen werden. 

6. Rettungshunden, die regelmäßig und uneingeschränkt im Bereich des Feuerwehr-, 
Sanitäts- oder Rettungsdienstes oder bei einer staatlich anerkannten und/oder im 
öffentlichen Katastrophenschutz tätigen Hilfsorganisation eingesetzt sind und die 
Ausbildung und Prüfung nach der „Dienstvorschrift für die Ausbildung und Prüfung von 
Rettungshunden der Feuerwehr-Facheinheiten Rettungshunde/Ortungstechnik 
(RHOT) bei den Feuerwehren in Rheinland-Pfalz“ oder die „Gemeinsame Prüfungs- 
und Prüferordnung für Rettungshundeteams gemäß DIN 13050“ oder eine 
vergleichbare Ausbildung und Prüfung mit Erfolg abgelegt haben. Die Ablegung der 
Ausbildung und Prüfung sowie der regelmäßige und uneingeschränkte Einsatz sind 
die auf Anforderung von der betreibenden Organisation schriftlich nachzuweisen. 

7. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierheimen oder 
ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind. 

8. Schweißhunde von anerkannten Führerinnen und Führern im Sinne des § 35 Abs. 4 
Landesjagdgesetz. 

 
(2) Hunde, für die nach Abs. 1 Steuerbefreiung gewährt wird, sind bei der Bemessung der 

Steuer für zu versteuernde Hunde nicht in Ansatz zu bringen. 
(3) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 wird die Steuerbefreiung nur für einen Hund gewährt. 
(4) Für Hunde, die als gefährlicher Hund im Sinne von § 5 Abs. 3 ff. zu versteuern sind, wird 

keine Steuerfreiheit gewährt. 
 

§ 8 
Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten 

von Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten 
Gebäude in mehr als 200 m Luftlinie entfernt liegen, erforderlich sind, jedoch für höchstens 
zwei Hunde. 
 

(2) Von dieser Ermäßigung sind gefährliche Hunde gem. § 5 Abs. 3 ff. ausgenommen. 
(3) Werden von einem Hundehalter neben Hunden, für welche die Steuer nach Abs. 1 

ermäßigt wird, voll zu versteuernde Hunde gehalten, so gelten diese für die Bemessung 
der Steuer als zweite oder weitere Hunde. 

 
 

§ 9 
Allgemeinde Bestimmungen für die Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird wirksam mit dem Beginn des auf die 

Antragsstellung folgenden Monats. 
(2) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 

5. die Hunde, für den angegebenen Verwendungszweck geeignet sind; dies kann von 
der Vorlage eines entsprechenden Nachweises abhängig gemacht werden, 
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6. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen eines Vergehens gegen 
tierschutzrechtliche Bestimmungen belangt wurde, 

7. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende 
Unterkunftsräume vorhanden sind, 

8. in den Fällen des § 7 Abs. 1. Nr. 3 ordnungsgemäß Bücher über den Bestand, den 
Erwerb, die Veräußerung und die Abgänge der Hunde geführt und auf Verlangen 
vorgelegt werden. 

 
 

§ 10 
Überwachung der Anzeigepflicht 

 
(1) Für jeden Hund wird eine Hundesteuermarke ausgegeben, die außerhalb der Wohnung 

oder des befriedeten Grundbesitzes sichtbar vom Hund zu tragen ist. Andere 
Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht angelegt 
werden. Bei Verlust der Steuermarke wird auf Antrag eine Ersatzmarke ausgehändigt. Bei 
der Abmeldung des Hundes ist die Steuermarke an die Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm zurückzugeben. 

(2) Die Gemeinde kann in Abständen von mindestens einem Jahr im Gemeindegebiet 
Hundebestandsaufnahmen durchführen. Dabei können folgende Daten erhoben werden: 

6. Name und Anschrift des Hundehalters 
7. Anzahl der gehaltenen Hunde 
8. Herkunft und Anschaffungstag 
9. Geburtsdatum 
10. Rasse. 

§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
6. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 1 einen Hund nicht, oder nicht rechtzeitig oder 

fehlerhaft anmeldet, 
7. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet 

und/oder die Hundesteuermarke nicht zurück gibt., 
8. als Hundehalter entgegen §3 Abs. 3 die Veränderung der Voraussetzungen für eine 

Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung nicht rechtzeitig anzeigt, 
9. als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 1 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder 

seines umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke 
umherlaufen lässt oder dem Hund andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich 
sind, anlegt, 

10. die Auskunftspflicht verletzt, die im Zusammenhang mit der 
Hundesbestandsaufnahme gemäß § 10 Abs. 2 gegeben ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet 
werden. 

 
§ 12  

In-Kraft-Treten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Ortsgemeinde Kettig über die Erhebung der 

Hundesteuer vom 29.06.2017 außer Kraft. 
 
 
Kettig, den 18.12.2023 
Ortsgemeindeverwaltung Kettig 
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Peter Moskopp 
Ortsbürgermeister 
 
 
Hinweis:  
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 

3. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
 

Satzung vom 18.12.2023 
zur 

8. Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren 
der Ortsgemeinde Kettig 

vom 01.03.2007 
 
Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Kettig hat am 18.12.2023 auf Grund des § 24 der 
Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153) in der 
zur Zeit geltenden Fassung i. V. m. den §§ 2 Abs. 1, 7 und 8 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20. Juni 1995 (GVBl. S. 175) in der zur Zeit 
geltenden Fassung die folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 

§ 1 
 

Die Anlage zur Friedhofsgebührensatzung wird wie folgt geändert: 
Nach I. (Reihengrabstätten) Nr. 6 wird die folgende Nr. 7 eingefügt: 
7. Überlassung einer Baumgrabstätte an Berechtigte  
    nach Nr. 1 an einem Urnengemeinschaftsbaum       708,00 Euro 
 
Nach II. (Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten) Nr. 1 a) gg) wird der folgende 
Unterpunkt hh) eingefügt: 
 
VI. Nr. 2. wird wie folgt geändert: 
 
2. Pflege der Reihen- und Urnenreihengrabstätten im Rasen- und im anonymen 
Urnengrabfeld sowie an Urnengemeinschaftsbäumen. 
 
Die Pflege dieser Urnengrabstätten (= Rasenflächen) obliegt ausschließlich dem Personal 
der Friedhofsverwaltung.  
Die Grabnutzer erhalten dadurch besonders pflegeleichte Grabstätten.  
                                                                                                         
Für diesen Vorteil wird die folgende Pflegegebühr erhoben.                 212,00 Euro 
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§ 2 

Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
 
                             Kettig, den 18.12.2023 
                                                                
                                                                                        Peter Moskopp 

                                                     Ortsbürgermeister 

Hinweis: 

Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 
 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 

oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Ortsgemeinde Kettig unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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Stadt Mülheim-Kärlich 
 
Stadtbürgermeister Gerd Harner | Kapellenplatz 16, 56218 Mülheim-
Kärlich | Telefon: 02630 / 94550 |  Fax: 02630 / 945549 | E-Mail: 
info@muelheim-kaerlich.de | www.muelheim-kaerlich.de | 
Öffnungszeiten: Montag, Dienstag und Freitag 8  - 12 Uhr, Donnerstag 
8 - 12 Uhr und 14 - 18 Uhr 
 
 
 

3. Satzung vom 14.12.2023 zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

der Stadt Mülheim-Kärlich vom 17.12.2015 
 

Der Stadtrat der Stadt Mülheim-Kärlich hat am 14.12.2023 auf Grund des § 24 der 
Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. 
S. 153), zuletzt geändert durch § 142 Abs. 3 des Gesetzes vom 20.10.2010 (GVBl. S. 319) i. 
V. m. den §§ 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 

§ 1 
 

Die Anlage zur Friedhofsgebührensatzung wird wie folgt geändert bzw. ergänzt (Änderungen 
bzw. Ergänzungen sind fett gedruckt): 

 
Im Bereich „II. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten“ wird die Nr. 1 c) wie folgt 
ergänzt bzw. geändert: 
 
1 c) Für die Verlängerung des Nutzungsrechts im Rahmen der zweiten von weiteren 
Bestattungen bzw. nach Ablauf der ersten Nutzungszeit werden je angefangenes volles Jahr 
1/30 des Grundpreises nach Buchstabe a) erhoben. Soweit volle Jahre nicht erreicht 
werden, bemisst sich die Gebühr nach dem abgelaufenen Teil des Jahres. 
 

 
§ 2 

Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
                    
    Mülheim-Kärlich, den 14.12.2023 
                                                                                       Gerd Harner                                               
            
        Stadtbürgermeister 
 
Hinweis: 
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 
 
3. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
 

mailto:info@muelheim-kaerlich.de
http://www.muelheim-kaerlich.de/
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4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Stadt 
Mülheim-Kärlich unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
 

Satzung  
der Stadt Mülheim-Kärlich 

über die Erhebung von Hundesteuer 
vom 14.12.2023 

 
Der Stadtrat Mülheim-Kärlich hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) in der 
Fassung vom 31.01.1994 (GVBL. S. 153) und der §§ 2 und 5 Abs. 3 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBL. S. 175) die folgende Satzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird. 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Entstehung der Steuer 

(1) Steuergegenstand ist das Halten von Hunden im Stadtgebiet. 
(2) Die Steuer entsteht mit Beginn des Jahres, für das die Steuer festzusetzen ist. 
 

§ 2 
Steuerschuldner 

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. Hundehalter ist, wer einen Hund in seinem 
Haushalt aufgenommen hat. 

(2) Als Halter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik bereits steuerlich erfasst ist. Die Steuerpflicht tritt 
in jedem Fall ein, sobald die Pflege, Verwahrung oder Haltung auf Probe oder zum 
Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als gemeinsam gehalten. Halten 
mehrere Personen gemeinsam einen Hund oder mehrere Hunde, so sind sie 
Gesamtschuldner im Sinne des § 44 der Abgabenordnung. 

 
§ 3 

Anzeigepflicht 
(1) Wer einen Hund hält, hat ihn binnen 14 Tagen nach Beginn der Haltung bei der 

Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm anzumelden. Bei der Anmeldung sind 
7. Rasse 
8. Geburtsdatum 
9. Herkunft und Anschaffungstag 
glaubhaft nachzuweisen. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund, der abgeschafft wurde, abhanden 
gekommen oder gestorben ist oder mit dem er wegzieht, innerhalb von 14 Tagen bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm abzumelden und die Hundesteuermarke 
zurückzugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes sind bei der Abmeldung Name und 
Anschrift des Erwerbers anzugeben. Falls der Erwerber in einer anderen Gemeinde wohnt 
oder der Halter in eine anderen Gemeinde umzieht, wird dies unterrichtet. 

(3)  Ändern sich die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung, so 
hat der Hundehalter dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
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§ 4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit Anfang des auf die Aufnahme eines Hundes in einen 
Haushalt folgenden Monats, frühestens mit dem Monat, in dem er drei Monate alt wird. 

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird, 
abhandenkommt oder stirbt. Kann der genaue Zeitpunkt nicht nachgewiesen werden, 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats nach Abmeldung. 

(3) Bei Wohnortswechsel eines Hundehalters beginnt die Steuerpflicht entsprechend Absatz 
1 und endet entsprechend Absatz 2 Satz 1.  

 
 

§ 5 
Steuersatz, Gefährliche Hunde 

(1) Der Steuersatz pro Hund wird jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(2) Das Halten von gefährlichen Hunden wird gesondert besteuert. Der Steuersatz pro 

gefährlichen Hund wird ebenfalls jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(3) Gefährliche Hunde sind 

9. Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, 
10. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie Wild oder Vieh hetzen und 

reißen, 
11. Hunde, die in aggressiver oder Gefahr drohender Weise Menschen angesprungen 

haben und 
12. Hunde, die eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, 

Angriffslust, Schärfe oder andere in ihrer Wirkung vergleichbare Eigenschaften 
entwickelt haben. 

(4) Bei Hunden der Rassen 
- Pit Bull Terrier 
- American Staffordshire Terrier und 
- Staffordshire Bullterrier 
sowie Hunden, die von einer dieser Rassen oder diesem Typ abstammen, wird die 
Eigenschaft als gefährlicher Hund unwiderlegbar vermutet. 

 
§ 6 

Festsetzung und Fälligkeit  
 
(1) Die Steuerschuld wird durch Abgabenbescheid als Jahressteuer festgesetzt. 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Abgabenbescheides für 

die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, am 15. Mai, 15. August 
und 15. November mit jeweils einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 

(3) Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Jahres, so ist die Steuer anteilsmäßig 
auf volle Kalendermonate zu berechnen. 

(4) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundsteuer abweichend von Abs. 2 am 1. 
Juli in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag soll spätestens bis zum 30. 
September des vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden. 

(5) Für diejenigen Steuerschuldner die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie im 
Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekanntmachung 
festgesetzt werden. Für die Steuerschuldner treten mit dem Tage der öffentlichen 
Bekanntmachung die gleiche Rechtswirkung ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein 
schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 

 
§ 7 

Steuerbefreiung 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Assistenzhunden im Sinne des § 12e Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
mit Ausbildung und Zertifikat gem. §§ 12f und 12g BGG. Assistenzhunde nach § 3 
Abs. 1 der Assistenzhundeverordnung (AHundV) sind Blindenführhunde, Mobilitäts-
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Assistenzhunde, Signal-Assistenzhunde, Warn- und Anzeige-Assistenzhunde sowie 
PSB-Assistenzhunde. Das Zertifikat in Form eines Ausweises nach § 22 Abs. 1 
AHundV gilt als Nachweis. 
Außerdem für Hunde, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, gehörloser oder sonst 
völlig hilfloser Personen unentbehrlich sind. Die Blindheit, Gehörlosigkeit oder völlige 
Hilflosigkeit kann mit einem Schwerbehindertenausweis oder ärztlichen Gutachten 
nachgewiesen werden. 

2. Rettungshunden, die regelmäßig und uneingeschränkt im Bereich des Feuerwehr-, 
Sanitäts- oder Rettungsdienstes oder bei einer staatlich anerkannten und/oder im 
öffentlichen Katastrophenschutz tätigen Hilfsorganisation eingesetzt sind und die 
Ausbildung und Prüfung nach der „Dienstvorschrift für die Ausbildung und Prüfung von 
Rettungshunden der Feuerwehr-Facheinheiten Rettungshunde/Ortungstechnik 
(RHOT) bei den Feuerwehren in Rheinland-Pfalz“ oder die „Gemeinsame Prüfungs- 
und Prüferordnung für Rettungshundeteams gemäß DIN 13050“ oder eine 
vergleichbare Ausbildung und Prüfung mit Erfolg abgelegt haben. Die Ablegung der 
Ausbildung und Prüfung sowie der regelmäßige und uneingeschränkte Einsatz sind 
die auf Anforderung von der betreibenden Organisation schriftlich nachzuweisen. 

3. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierheimen oder 
ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind. 

4. Schweißhunde von anerkannten Führerinnen und Führern im Sinne des § 35 Abs. 4 
Landesjagdgesetz. 

(2) Hunde, für die nach Abs. 1 Steuerbefreiung gewährt wird, sind bei der Bemessung der 
Steuer für zu versteuernde Hunde nicht in Ansatz zu bringen. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 wird die Steuerbefreiung nur für einen Hund gewährt. 
(4) Für Hunde, die als gefährlicher Hund im Sinne von § 5 Abs. 3 ff. zu versteuern sind, wird 

keine Steuerfreiheit gewährt. 
 

§ 8 
Steuerermäßigung 

(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten 
von Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten 
Gebäude in mehr als 200 m Luftlinie entfernt liegen, erforderlich sind, jedoch für höchstens 
zwei Hunde. 

(2) Von dieser Ermäßigung sind gefährliche Hunde gem. § 5 Abs. 3 ff. ausgenommen. 
(3) Werden von einem Hundehalter neben Hunden, für welche die Steuer nach Abs. 1 

ermäßigt wird, voll zu versteuernde Hunde gehalten, so gelten diese für die Bemessung 
der Steuer als zweite oder weitere Hunde. 

 
§ 9 

Allgemeinde Bestimmungen für die Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 
(1) Die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird wirksam mit dem Beginn des auf die 

Antragsstellung folgenden Monats. 
(2) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 

9. die Hunde, für den angegebenen Verwendungszweck geeignet sind; dies kann von 
der Vorlage eines entsprechenden Nachweises abhängig gemacht werden, 

10. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen eines Vergehens gegen 
tierschutzrechtliche Bestimmungen belangt wurde, 

11. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende 
Unterkunftsräume vorhanden sind, 

12. in den Fällen des § 7 Abs. 1. Nr. 3 ordnungsgemäß Bücher über den Bestand, den 
Erwerb, die Veräußerung und die Abgänge der Hunde geführt und auf Verlangen 
vorgelegt werden. 

 
 

§ 10 
Überwachung der Anzeigepflicht 
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(1) Für jeden Hund wird eine Hundesteuermarke ausgegeben, die außerhalb der Wohnung 
oder des befriedeten Grundbesitzes sichtbar vom Hund zu tragen ist. Andere 
Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht angelegt 
werden. Bei Verlust der Steuermarke wird auf Antrag eine Ersatzmarke ausgehändigt. Bei 
der Abmeldung des Hundes ist die Steuermarke an die Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm zurückzugeben. 

(2) Die Gemeinde kann in Abständen von mindestens einem Jahr im Gemeindegebiet 
Hundebestandsaufnahmen durchführen. Dabei können folgende Daten erhoben werden: 

11. Name und Anschrift des Hundehalters 
12. Anzahl der gehaltenen Hunde 
13. Herkunft und Anschaffungstag 
14. Geburtsdatum 
15. Rasse. 

 
§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 1 einen Hund nicht, oder nicht rechtzeitig oder 
fehlerhaft anmeldet, 

2. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet 
und/oder die Hundesteuermarke nicht zurück gibt., 

3. als Hundehalter entgegen §3 Abs. 3 die Veränderung der Voraussetzungen für eine 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung nicht rechtzeitig anzeigt, 

4. als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 1 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder 
seines umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke 
umherlaufen lässt oder dem Hund andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich 
sind, anlegt, 

5. die Auskunftspflicht verletzt, die im Zusammenhang mit der 
Hundesbestandsaufnahme gemäß § 10 Abs. 2 gegeben ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet 
werden. 

§ 12  
In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Mülheim-Kärlich über die Erhebung der 

Hundesteuer vom 29.06.2017 außer Kraft. 
 
Mülheim-Kärlich, den 14.12.2023 
Stadtverwaltung Mülheim-Kärlich 
Gerd Harner 
Stadtbürgermeister 
Hinweis:  
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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Aus der Arbeit des Bau- und Vergabeausschusses der Stadt Mülheim-Kärlich 
Am Donnerstag, 26.10.2023, fand eine 12. Sitzung des Bau- und Vergabeausschusses 
der Stadt Mülheim-Kärlich statt, über deren Verlauf folgendes zu berichten ist: 
 
Vorliegende Bau- und Befreiungsanträge 

Der Bau- und Vergabeausschuss hat einstimmig beschlossen, ein gemeindliches 
Einvernehmen gemäß § 36 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 35 Abs. 2 BauGB zu erteilen 
und ein gemeindliches Einvernehmen gemäß § 36 BauGB i.V.m. §35 Abs.2 BauGB nicht zu 
erteilen. 
 
Auftragsvergaben für die Erweiterung und die Sanierung des Friedhofgebäudes auf 
dem Friedhof in Mülheim 

Der Bau- und Vergabeausschuss hat einstimmig beschlossen den Stadtbürgermeister im 
Benehmen mit den Beigeordneten zu ermächtigen, vorbehaltlich der abschließenden Prüfung, 
den Auftrag für das Los 05, Fenster- und Außentüren an den wirtschaftlichsten Bieter zu 
erteilen, sofern die Auftragssumme in der Kompetenz des Bau- und Vergabeausschusses 
liegt.  
Sofern die Auftragssumme für das Los 05, Fenster- und Außentüren nicht in der Kompetenz 
des Bau- und Vergabeausschusses liegt, hat dieser dem Stadtrat einstimmig empfohlen, 
vorbehaltlich der abschließenden Prüfung, den Auftrag für das Los 05 an den wirtschaftlichsten 
Bieter zu erteilen und die Verbandsgemeindeverwaltung mit der Auftragserteilung zu 
beauftragen. 
Darüber hinaus hat der Bau- und Vergabeausschuss dem Stadtrat einstimmig empfohlen, 
vorbehaltlich der abschließenden Prüfung, den Auftrag für das Los 04, Dachdeckungsarbeiten, 
an den wirtschaftlichsten Bieter zu erteilen und die Verbandsgemeindeverwaltung mit der 
Auftragserteilung zu beauftragen. 
 
 

Bekanntmachung 
der Stadt Mülheim-Kärlich 

 
Satzungsbeschluss zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Industriepark  

„Am guten Mann, Teil 2“  
im vereinfachten Verfahren gem. § 13 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Stadtrat Mülheim-Kärlich hat in seiner Sitzung am 14.12.2023 die 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Industriepark „Am guten Mann, Teil 2“ als Satzung beschlossen. Gemäß  § 
10 Abs. 3 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der zur Zeit gültigen Fassung, wird dieser Beschluss hiermit 
ortsüblich bekanntgemacht. 
 
Mit der heutigen Bekanntmachung tritt die Bebauungsplanänderung gem. § 10 Abs. 3 
Satz 4 BauGB in Kraft. Mit diesem Datum treten für den Geltungsbereich der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung die entgegenstehenden bisherigen textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Industriepark „Am guten Mann, Teil 2“ außer Kraft. 
 
Die Planunterlagen zu o.g. Bebauungsplanänderung (Satzung nebst Übersichtsplan, 
Deckblatt, Textliche Festsetzungen, Begründung) können während der Dienststunden von 
jedermann beim Fachbereich 4 (Bauverwaltung) der Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm, Kärlicher Str. 4, 56575 Weißenthurm, Zimmer 309, eingesehen werden. Jede 
Person kann über den Inhalt der Bebauungsplanänderung Auskunft verlangen. 
 
In Anwendung des § 10a Abs. 2 BauGB sind die rechtsverbindlichen Planunterlagen auf der 
Homepage der Verbandsgemeinde Weißenthurm unter der Rubrik 
www.verbandsgemeindeweissenthurm.de > Bürgerservice/Rathaus > Bauverwaltung > 

http://www.verbandsgemeindeweissenthurm.de/
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Bebauungspläne > Bebauungspläne rechtsverbindlich > Stadt Mülheim-Kärlich, hinterlegt und 
werden darüber hinaus in Kürze auf dem zentralen Internetportal des Landes Rheinland-Pfalz 
„GeoPortal.rlp“ zugänglich gemacht. 
 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung wird wie folgt umgrenzt: 
Der Änderungsbereich umfasst den süd-westlichen Teil des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplanes Industriepark „Am guten Mann, Teil 2“ (tlw. auch in der Gemarkung 
Weißenthurm und somit im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Industriepark „Am guten 
Mann, Teil 1“).  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird im Norden durch die Kreisstraße 44 mit der 
Kapelle „Am guten Mann“ und darüber hinaus den Rhein begrenzt. Im Süden grenzt die 
Bahnlinie Köln – Koblenz an den Geltungsbereich an. Im Osten befinden sich der unverändert 
bleibende Geltungsbereich des Bebauungsplans „Industriepark Am guten Mann, Teil 2“ und 
im Westen der Bebauungsplan „Industriepark Am guten Mann Teil 1“ sowie darüber hinaus 
gewerbliche und gemischte Nutzung der Ortslage von Weißenthurm. Die Fläche des 
Plangebietes umfasst ca. 0,63 ha. 
Es werden sämtliche Grundstücke in dem Flur 1 der Gemarkung Kärlich betroffen sein, die im 
beigefügten Übersichtsplan dick gestrichelt umrandet sind. 
 
 
 
Hinweise: 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. 

Hiernach können Entschädigungsansprüche verlangt werden, wenn infolge des 
Bebauungsplanes die in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Die Fälligkeit des Anspruches kann dadurch herbeigeführt werden, dass 
die Leistung der Entschädigung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 1 
und 2 BauGB) beantragt wird. Der Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb 
von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Vermögensnachteil eingetreten 
ist, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird (§ 44 Abs. 4 BauGB). 
 

2. Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich: 
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 56575 
Weißenthurm oder der Stadt Mülheim-Kärlich, Kapellenstraße 16, 56218 Mülheim-Kärlich 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 

 
3. Gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31.01.1994 

(GVBl. S. 153) einschl. der erfolgten Änderungen wird auf folgendes hingewiesen:  
 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes 
oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn  

 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 

Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 

beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
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gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 
56575 Weißenthurm unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 
Mülheim-Kärlich, 28.12.2023      Stadt Mülheim-Kärlich 

         Gerd Harner 
    Stadtbürgermeister 
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Ortsgemeinde Sankt Sebastian 
 
Ortsbürgermeister Marco Seidl | Hauptstraße 10-12, 56220 St. 
Sebastian | Telefon: 0261 / 8135 | Fax: 0261 / 9887637 |  E-Mail: 
marco.seidl@vgwthurm.de | www.gemeinde-sankt-sebastian.de | 
Öffnungszeiten: Dienstag und Donnerstag 16 - 19 Uhr, Mittwoch 8 -11 
Uhr | Sprechstunde Ortsbürgermeister: Dienstag und Donnerstag 18 -
19 Uhr, Sprechstunde 1. Beigeordneter Hajo Reif Donnerstag 18 - 19 
Uhr oder nach Vereinbarung 
 

 
Einladung 

zur Sitzung der Jagdgenossenschaft St.Sebastian. 
Hiermit lade ich alle Eigentümer von bejagbaren Grundstücksflächen (Jagdgenossen) 

der Gemeinde St. Sebastian zu der am 
Montag, den 22.01.2024, um 18:00 Uhr, 

stattfindenden nicht öffentlichen Sitzung der Jagdgenossenschaft St. Sebastian ein. 
Ort:  

Mehrzweckraum in der Mehrzweckhalle, Hauptstraße 10 – 12 in 56220 St. Sebastian 
Tagesordnung: 
1. Eröffnung und Feststellung der form- und fristgerechten Ordnungsmäßigkeit der 

Einladung 
2. Feststellung der Anzahl der anwesenden Jagdgenossinnen und Jagdgenossen und derer 

die einen Vertreter entsandt haben, sowie die Feststellung der Grundflächen die 
vertreten werden. (Beschlussfähigkeit) 

3. Nichtzulassung von Nichtjagdgenossen 
4. Genehmigung der Tagesordnung 
5. Sachbericht und Kassenbericht 
6. Abstimmung zur Entlastung des Jagdvorstandes 
7. Verschiedenes 
Die Jagdgenossenschaft setzt sich aus allen Grundstückseigentümern zusammen, die im 
Eigentum einer bejagbaren Fläche sind, welche zum Jagdrevier St. Sebastian gehört.  
 
Zur Prüfung der Mitgliedschaft in der Jagdgenossenschaft hat jeder Jagdgenosse bei der 
Versammlung entsprechende Ausweispapiere (Personalausweis, Reisepass) vorzulegen. 
Jeder Jagdgenosse, der nicht selbst an der Versammlung teilnimmt, kann einen Vertreter 
durch schriftliche Vollmacht bestimmen. Der Bevollmächtigte hat sich ebenfalls entsprechend 
auszuweisen. 
Als Nachweis über die zu haltende Fläche ist der Grundbuchauszug bei der Registrierung 
der Anwesenheit vorzulegen. 
 
Bei gemeinschaftlichem Eigentum (z.B. Miteigentum, Gesamthandeigentum, 
Erbengemeinschaft) kann das Stimmrecht nur einheitlich ausgeübt werden. Deshalb ist einer 
der Eigentümer von den übrigen Miteigentümern zur Stimmabgabe zu bevollmächtigen, 
sofern diese nicht selbst an der Versammlung teilnehmen können. Dies gilt auch für 
Ehepaare. 
 
Die Sitzung ist nicht öffentlich. Zur sachdienlichen Unterstützung können vom 
Versammlungsleiter jedoch Nichtjagdgenossen zugelassen werden. 
 
Wir würden uns sehr freuen, wenn wir möglichst viele Jagdgenossinnen und Jagdgenossen 
an dem o.g. Termin begrüßen können. 
gez. Frau Rosemarie Reif 
Vorsitzende der Jagdgenossenschaft  

  

mailto:marco.seidl@vgwthurm.de
http://www.gemeinde-sankt-sebastian.de/
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Ortsgemeinde Urmitz / Rhein 

 
Ortsbürgermeister Norbert Bahl Les-Noes-Platz 1, 56220 Urmitz / 
Rhein | Telefon: 02630 / 7048 | Fax: 02630 / 969361 | E-Mail: 
info@urmitz.de | www.urmitz.de | Öffnungszeiten: Montag und 
Donnerstag 17 - 19 Uhr, Mittwoch 17 - 19 Uhr nach Vereinbarung 
 
 
 

Satzung über die Erhebung von Beiträgen für Feld-, 
Weinbergs- und Waldwege  

der Ortsgemeinde Urmitz vom 14.12.2023  
 
Der Ortsgemeinderat Urmitz hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der 
§§ 2, 7 und 11 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der jeweiligen zur Zeit gültigen 
Fassung folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 

INHALTSÜBERSICHT: 

 
 

§ 1 
Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen 

(1) Die Ortsgemeinde Urmitz erhebt wiederkehrende Beiträge für die 
Investitionsaufwendungen und die Unterhaltungskosten von Feld-, Weinbergs- und 
Waldwegen. 
(2) Beiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der 
Beitragserhebung außer Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen stehen.  
 

§ 2 
Beitragsgegenstand 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen alle im Außenbereich (§ 35 BauGB) der Ortsgemeinde 
Urmitz gelegenen Grundstücke, die durch Feld-, Weinbergs- oder Waldwege erschlossen sind. 
(2) Ein Grundstück ist durch Feld-, Weinbergs- oder Waldweg erschlossen, wenn die 
tatsächliche und rechtliche Möglichkeit besteht, ein Grundstück oder einen Grundstücksteil zu 
Bewirtschaftungszwecken über diese Wege zu erreichen. Hierbei ist es unbeachtlich, ob es 
unmittelbar an einen Feld-, Weinbergs- oder Waldweg angrenzt oder nur mittelbar über andere 
Grundstücke erschlossen wird. 
 

§ 3 
Beitragsmaßstab  

Beitragsmaßstab ist die Grundstücksfläche. 
 

§ 1 Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen ................................................................................ 1 
§ 2 Beitragsgegenstand .................................................................................................................. 1 
§ 3 Beitragsmaßstab ....................................................................................................................... 2 
§ 4 Beitragsschuldner ..................................................................................................................... 2 
§ 5 Beitragsermittlung ..................................................................................................................... 2 
§ 6 Gemeindeanteil ......................................................................................................................... 2 
§ 7 Behandlung von Jagdpachtanteilen ........................................................................................... 2 
§ 8 Entstehung des Beitragsanspruchs ........................................................................................... 2 
§ 9 Fälligkeit .................................................................................................................................... 3 
§ 10 Vorausleistungen .................................................................................................................... 3 
§ 11 Öffentliche Last ....................................................................................................................... 3 
§ 12 In-Kraft-Treten ......................................................................................................................... 3 
 

mailto:info@urmitz.de
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§ 4 
Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstücks ist. 

§ 5 
Beitragsermittlung 

Der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrages werden die tatsächlichen jährlichen 
Investitionsaufwendungen und Unterhaltungskosten zugrunde gelegt (Jährlichkeitsprinzip). 
 

§ 6 
Gemeindeanteil 

Zur Abdeckung des Verkehrs, der nicht den Beitragsschuldnern zuzurechnen ist, 
insbesondere durch anderweitige, d. h. nicht land-, forst- und weinwirtschaftliche Nutzungen 
des Wegenetzes, welche einen spezifischen Unterhaltungsbedarf auslösen, wird ein 
Gemeindeanteil von 10 % festgesetzt. 
 

§ 7 
Behandlung von Jagdpachtanteilen 

(1) Von den beitragsfähigen Aufwendungen und Kosten sind Einnahmeüberschüsse aus der 
Jagdverpachtung und ähnlichem abzuziehen, die die Grundstückseigentümer, ihre 
Vereinigungen oder Körperschaften für die Herstellung, den Ausbau und die Unterhaltung der 
Feld-, Weinbergs- und Waldwege der Ortsgemeinde Urmitz zur Verfügung stellen, wenn nicht 
Auszahlungsansprüchen von Grundstückseigentümern entsprochen wird; anderenfalls ist 
nach Absatz 2 zu verfahren. 
(2) Werden der Ortsgemeinde Urmitz Einnahmeüberschüsse aus der Jagdverpachtung und 
ähnlichem nicht von allen Beitragsschuldnern zur Verfügung gestellt, so sind die der 
Ortsgemeinde Urmitz zufließenden Beiträge auf die Beiträge der Beitragsschuldner, die keine 
Auszahlungsansprüche gestellt haben, entsprechend anzurechnen. 
 

§ 8 
Entstehung des Beitragsanspruchs 

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr. 
 

§ 9 
Fälligkeit 

Die Beiträge werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und 1 Monat nach Bekanntgabe 
des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 10 
Vorausleistungen 

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Ortsgemeinde Urmitz 
Vorausleistungen auf wiederkehrende Beiträge erhoben werden. 
(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende 
Jahr bemessen. 

§ 11 
Öffentliche Last 

Der Wegebeitrag nach dieser Satzung liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück.  
 

§ 12 
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2024 in Kraft. 
 
Urmitz, den 14.12.2023  

Ortsgemeinde Urmitz 
 (Siegel)         Norbert Bahl 

                 (Ortsbürgermeister) 
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Hinweis: 
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder 
auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.  
Dies gilt nicht, wenn 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
oder 
jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. Hat jemand eine Verletzung nach 
Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
 

Satzung  
der Ortsgemeinde Urmitz 

über die Erhebung von Hundesteuer 
vom 14.12.2023 

 
Der Ortsgemeinderat Urmitz hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) in der 
Fassung vom 31.01.1994 (GVBL. S. 153) und der §§ 2 und 5 Abs. 3 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBL. S. 175) die folgende Satzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird. 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Entstehung der Steuer 

(1) Steuergegenstand ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
(2) Die Steuer entsteht mit Beginn des Jahres, für das die Steuer festzusetzen ist. 
 

§ 2 
Steuerschuldner 

(1) Steuerschuldner ist der Halters des Hundes. Hundehalter ist, wer einen Hund in seinem 
Haushalt aufgenommen hat. 

(2) Als Halter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik bereits steuerlich erfasst ist. Die Steuerpflicht tritt 
in jedem Fall ein, sobald die Pflege, Verwahrung oder Haltung auf Probe oder zum 
Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als gemeinsam gehalten. Halten 
mehrere Personen gemeinsam einen Hund oder mehrere Hunde, so sind sie 
Gesamtschuldner im Sinne des § 44 der Abgabenordnung. 
 

§ 3 
Anzeigepflicht 

(1) Wer einen Hund hält, hat ihn binnen 14 Tagen nach Beginn der Haltung bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm anzumelden. Bei der Anmeldung sind 
1. Rasse 
2. Geburtsdatum 
3. Herkunft und Anschaffungstag 
glaubhaft nachzuweisen. 
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(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund, der abgeschafft wurde, abhanden 
gekommen oder gestorben ist oder mit dem er wegzieht, innerhalb von 14 Tagen bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm abzumelden und die Hundesteuermarke 
zurückzugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes sind bei der Abmeldung Name und 
Anschrift des Erwerbers anzugeben. Falls der Erwerber in einer anderen Gemeinde wohnt 
oder der Halter in eine anderen Gemeinde umzieht, wird dies unterrichtet. 

(3)  Ändern sich die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung, so 
hat der Hundehalter dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

 
§ 4 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit Anfang des auf die Aufnahme eines Hundes in einen 

Haushalt folgenden Monats, frühestens mit dem Monat, in dem er drei Monate alt wird. 
 

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird, 
abhandenkommt oder stirbt. Kann der genaue Zeitpunkt nicht nachgewiesen werden, 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats nach Abmeldung. 

 

(3) Bei Wohnortswechsel eines Hundehalters beginnt die Steuerpflicht entsprechend Absatz 
1 und endet entsprechend Absatz 2 Satz 1.  

 
 

§ 5 
Steuersatz, Gefährliche Hunde 

(1) Der Steuersatz pro Hund wird jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(2) Das Halten von gefährlichen Hunden wird gesondert besteuert. Der Steuersatz pro 

gefährlichen Hund wird ebenfalls jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(3) Gefährliche Hunde sind 

13. Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, 
14. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie Wild oder Vieh hetzen und 

reißen, 
15. Hunde, die in aggressiver oder Gefahr drohender Weise Menschen angesprungen 

haben und 
16. Hunde, die eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, 

Angriffslust, Schärfe oder andere in ihrer Wirkung vergleichbare Eigenschaften 
entwickelt haben. 

(4) Bei Hunden der Rassen 
- Pit Bull Terrier 
- American Staffordshire Terrier und 
- Staffordshire Bullterrier 
sowie Hunden, die von einer dieser Rassen oder diesem Typ abstammen, wird die 
Eigenschaft als gefährlicher Hund unwiderlegbar vermutet. 

 
§ 6 

Festsetzung und Fälligkeit  
(1) Die Steuerschuld wird durch Abgabenbescheid als Jahressteuer festgesetzt. 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Abgabenbescheides für 

die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, am 15. Mai, 15. August 
und 15. November mit jeweils einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 

(3) Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Jahres, so ist die Steuer anteilsmäßig 
auf volle Kalendermonate zu berechnen. 

(4) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundsteuer abweichend von Abs. 2 am 1. 
Juli in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag soll spätestens bis zum 30. 
September des vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden. 

(5) Für diejenigen Steuerschuldner die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie im 
Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekanntmachung 
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festgesetzt werden. Für die Steuerschuldner treten mit dem Tage der öffentlichen 
Bekanntmachung die gleiche Rechtswirkung ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein 
schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 

 
§ 7 

Steuerbefreiung 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Assistenzhunden im Sinne des § 12e Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
mit Ausbildung und Zertifikat gem. §§ 12f und 12g BGG. Assistenzhunde nach § 3 
Abs. 1 der Assistenzhundeverordnung (AHundV) sind Blindenführhunde, Mobilitäts-
Assistenzhunde, Signal-Assistenzhunde, Warn- und Anzeige-Assistenzhunde sowie 
PSB-Assistenzhunde. Das Zertifikat in Form eines Ausweises nach § 22 Abs. 1 
AHundV gilt als Nachweis.  
Außerdem für Hunde, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, gehörloser oder sonst 
völlig hilfloser Personen unentbehrlich sind. Die Blindheit, Gehörlosigkeit oder völlige 
Hilflosigkeit kann mit einem Schwerbehindertenausweis oder ärztlichen Gutachten 
nachgewiesen werden. 

2. Rettungshunden, die regelmäßig und uneingeschränkt im Bereich des Feuerwehr-, 
Sanitäts- oder Rettungsdienstes oder bei einer staatlich anerkannten und/oder im 
öffentlichen Katastrophenschutz tätigen Hilfsorganisation eingesetzt sind und die 
Ausbildung und Prüfung nach der „Dienstvorschrift für die Ausbildung und Prüfung von 
Rettungshunden der Feuerwehr-Facheinheiten Rettungshunde/Ortungstechnik 
(RHOT) bei den Feuerwehren in Rheinland-Pfalz“ oder die „Gemeinsame Prüfungs- 
und Prüferordnung für Rettungshundeteams gemäß DIN 13050“ oder eine 
vergleichbare Ausbildung und Prüfung mit Erfolg abgelegt haben. Die Ablegung der 
Ausbildung und Prüfung sowie der regelmäßige und uneingeschränkte Einsatz sind 
die auf Anforderung von der betreibenden Organisation schriftlich nachzuweisen. 

3. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierheimen oder 
ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind. 

4. Schweißhunde von anerkannten Führerinnen und Führern im Sinne des § 35 Abs. 4 
Landesjagdgesetz. 

(2) Hunde, für die nach Abs. 1 Steuerbefreiung gewährt wird, sind bei der Bemessung der 
Steuer für zu versteuernde Hunde nicht in Ansatz zu bringen. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 wird die Steuerbefreiung nur für einen Hund gewährt. 
(4) Für Hunde, die als gefährlicher Hund im Sinne von § 5 Abs. 3 ff. zu versteuern sind, wird 

keine Steuerfreiheit gewährt. 
 

§ 8 
Steuerermäßigung 

(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten 
von Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten 
Gebäude in mehr als 200 m Luftlinie entfernt liegen, erforderlich sind, jedoch für höchstens 
zwei Hunde. 

(2) Von dieser Ermäßigung sind gefährliche Hunde gem. § 5 Abs. 3 ff. ausgenommen. 
(3) Werden von einem Hundehalter neben Hunden, für welche die Steuer nach Abs. 1 

ermäßigt wird, voll zu versteuernde Hunde gehalten, so gelten diese für die Bemessung 
der Steuer als zweite oder weitere Hunde. 

 
§ 9 

Allgemeinde Bestimmungen für die Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 
 

(1) Die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird wirksam mit dem Beginn des auf die 
Antragsstellung folgenden Monats. 

(2) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 
1. die Hunde, für den angegebenen Verwendungszweck geeignet sind; dies kann von 

der Vorlage eines entsprechenden Nachweises abhängig gemacht werden, 
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2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen eines Vergehens gegen 
tierschutzrechtliche Bestimmungen belangt wurde, 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende 
Unterkunftsräume vorhanden sind, 

4. in den Fällen des § 7 Abs. 1. Nr. 3 ordnungsgemäß Bücher über den Bestand, den 
Erwerb, die Veräußerung und die Abgänge der Hunde geführt und auf Verlangen 
vorgelegt werden. 

 
§ 10 

Überwachung der Anzeigepflicht 
(1) Für jeden Hund wird eine Hundesteuermarke ausgegeben, die außerhalb der Wohnung 

oder des befriedeten Grundbesitzes sichtbar vom Hund zu tragen ist. Andere 
Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht angelegt 
werden. Bei Verlust der Steuermarke wird auf Antrag eine Ersatzmarke ausgehändigt. Bei 
der Abmeldung des Hundes ist die Steuermarke an die Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm zurückzugeben. 

(2) Die Gemeinde kann in Abständen von mindestens einem Jahr im Gemeindegebiet 
Hundebestandsaufnahmen durchführen. Dabei können folgende Daten erhoben werden: 

1. Name und Anschrift des Hundehalters 
2. Anzahl der gehaltenen Hunde 
3. Herkunft und Anschaffungstag 
4. Geburtsdatum 
5. Rasse. 

 
§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 1 einen Hund nicht, oder nicht rechtzeitig oder 
fehlerhaft anmeldet, 
1. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet 

und/oder die Hundesteuermarke nicht zurück gibt., 
2. als Hundehalter entgegen §3 Abs. 3 die Veränderung der Voraussetzungen für eine 

Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung nicht rechtzeitig anzeigt, 
3. als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 1 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder 

seines umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke 
umherlaufen lässt oder dem Hund andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich 
sind, anlegt, 

4. die Auskunftspflicht verletzt, die im Zusammenhang mit der 
Hundesbestandsaufnahme gemäß § 10 Abs. 2 gegeben ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet 
werden. 

§ 12  
In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Ortsgemeinde Urmitz über die Erhebung der 

Hundesteuer vom 22.06.2017 außer Kraft. 
 
Urmitz, den 14.12.2023 
Ortsgemeindeverwaltung Urmitz 
Norbert Bahl 
Ortsbürgermeister 
 
Hinweis:  
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
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ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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Stadt Weißenthurm 

 
Stadtbürgermeister Gerd Heim | Hauptstraße 185, 56575 
Weißenthurm | Telefon: 02637 / 92020 | Fax: 02637 / 920222 | E-Mail: 
info@weissenthurm.de | www.weissenthurm.de | Öffnungszeiten: 
Montag bis Freitag 8 - 12 Uhr | Sprechstunde Stadtbürgermeister: 
Dienstag und Donnerstag nach Vereinbarung  
 
 

6. Satzung vom 14.12.2023 zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

der Stadt Weißenthurm  
vom 07.10.2002 

 
Der Stadtrat der Stadt Weißenthurm hat am 14.12.2023 auf Grund des § 24 der 
Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153) in der zur 
Zeit geltenden Fassung i. V. m. den §§ 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 

§ 1 
 
In der Anlage zur Friedhofsgebührensatzung wird im Bereich „III. Verleihung von 
Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten/Urnengrabstätten“ die Nr. 1 b) wie folgt geändert bzw. 
ergänzt (Änderungen sind fett gedruckt bzw. gestrichen): 
 
1 b)  
Verlängerung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) je angefangenes volles Jahr 1/25 
des Grundpreises. Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr 
nach dem abgelaufenen Teil des Jahres. 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
                     Weißenthurm, den 14.12.2023 
                                                                
                                                                                          Gerd Heim 

                                                       Stadtbürgermeister 
 
Hinweis: 
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 
5. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
6. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 

oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Stadt 
Weißenthurm unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 

mailto:info@weissenthurm.de
http://www.weissenthurm.de/
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Aus der Arbeit des Bau-, Liegenschafts- und Verkehrsausschusses der Stadt 
Weißenthurm 

Am Donnerstag, 30.11.2023, fand eine Sitzung des Bau-, Liegenschafts- und 
Verkehrsausschusses der Stadt Weißenthurm statt, über deren Verlauf folgendes zu 
berichten ist: 
 
Antrag auf Schulhofbemalung an der Grundschule Weißenthurm 
Der Bau-, Liegenschafts- und Verkehrsausschuss hat einstimmig beschlossen, dem Antrag 
auf die geplanten Schulhofverschönerungen zu entsprechen.  
 
Vorstellung einer möglichen Nutzung eines Teiles des Langschiffes der katholischen 
Pfarrkirche für ein Museum 
Der Bau- Liegenschafts- und Verkehrsausschuss hat die Ausführungen zur Kenntnis 
genommen.  
 
Durchführung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Industriepark "Am guten Mann, 
Teil 1" 
Der Bau-, Liegenschafts- und Verkehrsausschuss hat dem Stadtrat einstimmig die 
nachfolgende Beschlussfassung empfohlen:  
„Der Stadtrat beschließt den Bebauungsplanentwurf zur 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Industriepark „Am guten Mann, Teil 1“, bestehend aus dem Satzungstext nebst Übersichtsplan 
und den Textlichen Festsetzungen, gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung. 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Satzungsbeschluss ortsüblich bekannt zu machen.“ 
 
 
Information zum weiteren Verfahren zur Errichtung eines Funkmastes  
Der Bau- Liegenschafts- und Verkehrsausschuss hat die Ausführungen zur Kenntnis 
genommen.  
 
Fortführung der Heizungssanierung in der Grundschule Weißenthurm 
Der Bau-, Liegenschafts- und Verkehrsausschuss hat dem Stadtrat einstimmig empfohlen, die 
Verbandsgemeindeverwaltung zu beauftragen, die Planungsleistungen für den dritten 
Bauabschnitt des Heizungsausbaus der Grundschule Weißenthurm entsprechend den 
Vergaberichtlinien zu vergeben und die Heizungsinstallationsarbeiten öffentlich 
auszuschreiben. 
 
Photovoltaik-Anlage für die Grundschule Weißenthurm 
Der Bau-, Liegenschafts- und Verkehrsausschuss hat dem Stadtrat einstimmig folgende 
Beschlussfassung empfohlen: 
„Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, vorbehaltlich der Zustimmung der Kommunalaufsicht, 
die Planungsleistungen für die Installation der Photovoltaikanlage auf dem Dach der 
Grundschule Weißenthurm entsprechend den Vergaberichtlinien auszuschreiben und zu 
vergeben. Weiterhin wird die Verwaltung beauftragt, die Beschaffung und die 
Elektroinstallationsarbeiten zur Installation einer Photovoltaikanlage auszuschreiben. Die 
Verwaltung wird zudem ermächtigt, alle erforderlichen Verträge zu den 
Beschaffungsvorgängen abzuschließen. Die Wechselrichter sollen zur Energiespeicherung 
vorgesehen sein.“ 
 
 
Antrag der FWG-Fraktion über die Ausbesserung verschiedener Straßenschäden 
Der Bau-, Liegenschafts- und Verkehrsausschuss hat dem Stadtrat einstimmig empfohlen, aus 
der Prioritätenliste die Maßnahmen „Am Hoche“ und Gartenstraße für den kommenden 
Haushalt mit einzuplanen. 



 

46 
 

Satzung  
 

der Stadt Weißenthurm  
 

über die Erhebung von Hundesteuer 
 

vom 14.12.2023 
 
 

Der Stadtrat Weißenthurm hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) in der 
Fassung vom 31.01.1994 (GVBL. S. 153) und der §§ 2 und 5 Abs. 3 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBL. S. 175) die folgende Satzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird. 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Entstehung der Steuer 

 
(1) Steuergegenstand ist das Halten von Hunden im Stadtgebiet. 

 
(2) Die Steuer entsteht mit Beginn des Jahres, für das die Steuer festzusetzen ist. 
 
 

§ 2 
Steuerschuldner 

 
(1) Steuerschuldner ist der Halters des Hundes. Hundehalter ist, wer einen Hund in seinem 

Haushalt aufgenommen hat. 
 

(2) Als Halter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik bereits steuerlich erfasst ist. Die Steuerpflicht tritt 
in jedem Fall ein, sobald die Pflege, Verwahrung oder Haltung auf Probe oder zum 
Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

 

(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als gemeinsam gehalten. Halten 
mehrere Personen gemeinsam einen Hund oder mehrere Hunde, so sind sie 
Gesamtschuldner im Sinne des § 44 der Abgabenordnung. 

§ 3 
Anzeigepflicht 

 
(1) Wer einen Hund hält, hat ihn binnen 14 Tagen nach Beginn der Haltung bei der 

Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm anzumelden. Bei der Anmeldung sind 
1. Rasse 
2. Geburtsdatum 
3. Herkunft und Anschaffungstag 
glaubhaft nachzuweisen. 

 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund, der abgeschafft wurde, abhanden 

gekommen oder gestorben ist oder mit dem er wegzieht, innerhalb von 14 Tagen bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm abzumelden und die Hundesteuermarke 
zurückzugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes sind bei der Abmeldung Name und 
Anschrift des Erwerbers anzugeben. Falls der Erwerber in einer anderen Gemeinde wohnt 
oder der Halter in eine anderen Gemeinde umzieht, wird dies unterrichtet. 
 



 

47 
 

(3)  Ändern sich die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung, so 
hat der Hundehalter dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

 
 

§ 4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit Anfang des auf die Aufnahme eines Hundes in einen 

Haushalt folgenden Monats, frühestens mit dem Monat, in dem er drei Monate alt wird. 
 

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird, 
abhandenkommt oder stirbt. Kann der genaue Zeitpunkt nicht nachgewiesen werden, 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats nach Abmeldung. 

 

(3) Bei Wohnortswechsel eines Hundehalters beginnt die Steuerpflicht entsprechend Absatz 
1 und endet entsprechend Absatz 2 Satz 1.  

 

 
§ 5 

Steuersatz, Gefährliche Hunde 
 
(1) Der Steuersatz pro Hund wird jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 

 
(2) Das Halten von gefährlichen Hunden wird gesondert besteuert. Der Steuersatz pro 

gefährlichen Hund wird ebenfalls jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
 

(3) Gefährliche Hunde sind 
1. Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, 
2. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie Wild oder Vieh hetzen und 

reißen, 
3. Hunde, die in aggressiver oder Gefahr drohender Weise Menschen angesprungen 

haben und 
4. Hunde, die eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, 

Angriffslust, Schärfe oder andere in ihrer Wirkung vergleichbare Eigenschaften 
entwickelt haben. 
 

(4) Bei Hunden der Rassen 
- Pit Bull Terrier 
- American Staffordshire Terrier und 
- Staffordshire Bullterrier 
sowie Hunden, die von einer dieser Rassen oder diesem Typ abstammen, wird die 
Eigenschaft als gefährlicher Hund unwiderlegbar vermutet. 

 
§ 6 

Festsetzung und Fälligkeit  
 
(1) Die Steuerschuld wird durch Abgabenbescheid als Jahressteuer festgesetzt. 

 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Abgabenbescheides für 

die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, am 15. Mai, 15. August 
und 15. November mit jeweils einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 
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(3) Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Jahres, so ist die Steuer anteilsmäßig 
auf volle Kalendermonate zu berechnen. 

 

(4) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundsteuer abweichend von Abs. 2 am 1. 
Juli in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag soll spätestens bis zum 30. 
September des vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden. 

 

(5) Für diejenigen Steuerschuldner die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie im 
Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekanntmachung 
festgesetzt werden. Für die Steuerschuldner treten mit dem Tage der öffentlichen 
Bekanntmachung die gleiche Rechtswirkung ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein 
schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 

 
§ 7 

Steuerbefreiung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Assistenzhunden im Sinne des § 12e Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
mit Ausbildung und Zertifikat gem. §§ 12f und 12g BGG. Assistenzhunde nach § 3 
Abs. 1 der Assistenzhundeverordnung (AHundV) sind Blindenführhunde, Mobilitäts-
Assistenzhunde, Signal-Assistenzhunde, Warn- und Anzeige-Assistenzhunde sowie 
PSB-Assistenzhunde. Das Zertifikat in Form eines Ausweises nach § 22 Abs. 1 
AHundV gilt als Nachweis.  
Außerdem für Hunde, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, gehörloser oder sonst 
völlig hilfloser Personen unentbehrlich sind. Die Blindheit, Gehörlosigkeit oder völlige 
Hilflosigkeit kann mit einem Schwerbehindertenausweis oder ärztlichen Gutachten 
nachgewiesen werden. 

2. Rettungshunden, die regelmäßig und uneingeschränkt im Bereich des Feuerwehr-, 
Sanitäts- oder Rettungsdienstes oder bei einer staatlich anerkannten und/oder im 
öffentlichen Katastrophenschutz tätigen Hilfsorganisation eingesetzt sind und die 
Ausbildung und Prüfung nach der „Dienstvorschrift für die Ausbildung und Prüfung von 
Rettungshunden der Feuerwehr-Facheinheiten Rettungshunde/Ortungstechnik 
(RHOT) bei den Feuerwehren in Rheinland-Pfalz“ oder die „Gemeinsame Prüfungs- 
und Prüferordnung für Rettungshundeteams gemäß DIN 13050“ oder eine 
vergleichbare Ausbildung und Prüfung mit Erfolg abgelegt haben. Die Ablegung der 
Ausbildung und Prüfung sowie der regelmäßige und uneingeschränkte Einsatz sind 
die auf Anforderung von der betreibenden Organisation schriftlich nachzuweisen. 

3. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierheimen oder 
ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind. 

4. Schweißhunde von anerkannten Führerinnen und Führern im Sinne des § 35 Abs. 4 
Landesjagdgesetz. 

 
(2) Hunde, für die nach Abs. 1 Steuerbefreiung gewährt wird, sind bei der Bemessung der 

Steuer für zu versteuernde Hunde nicht in Ansatz zu bringen. 
 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 wird die Steuerbefreiung nur für einen Hund gewährt. 
 
(4) Für Hunde, die als gefährlicher Hund im Sinne von § 5 Abs. 3 ff. zu versteuern sind, wird 

keine Steuerfreiheit gewährt. 
 

§ 8 
Steuerermäßigung 

(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten 
von Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten 
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Gebäude in mehr als 200 m Luftlinie entfernt liegen, erforderlich sind, jedoch für höchstens 
zwei Hunde. 
 

(2) Von dieser Ermäßigung sind gefährliche Hunde gem. § 5 Abs. 3 ff. ausgenommen. 
 

(3) Werden von einem Hundehalter neben Hunden, für welche die Steuer nach Abs. 1 
ermäßigt wird, voll zu versteuernde Hunde gehalten, so gelten diese für die Bemessung 
der Steuer als zweite oder weitere Hunde. 

 
§ 9 

Allgemeinde Bestimmungen für die Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 
 

(1) Die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird wirksam mit dem Beginn des auf die 
Antragsstellung folgenden Monats. 
 

(2) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 
1. die Hunde, für den angegebenen Verwendungszweck geeignet sind; dies kann von 

der Vorlage eines entsprechenden Nachweises abhängig gemacht werden, 
2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen eines Vergehens gegen 

tierschutzrechtliche Bestimmungen belangt wurde, 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende 

Unterkunftsräume vorhanden sind, 
4. in den Fällen des § 7 Abs. 1. Nr. 3 ordnungsgemäß Bücher über den Bestand, den 

Erwerb, die Veräußerung und die Abgänge der Hunde geführt und auf Verlangen 
vorgelegt werden. 

 
§ 10 

Überwachung der Anzeigepflicht 
 
(1) Für jeden Hund wird eine Hundesteuermarke ausgegeben, die außerhalb der Wohnung 

oder des befriedeten Grundbesitzes sichtbar vom Hund zu tragen ist. Andere 
Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht angelegt 
werden. Bei Verlust der Steuermarke wird auf Antrag eine Ersatzmarke ausgehändigt. Bei 
der Abmeldung des Hundes ist die Steuermarke an die Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm zurückzugeben. 
 

(2) Die Gemeinde kann in Abständen von mindestens einem Jahr im Gemeindegebiet 
Hundebestandsaufnahmen durchführen. Dabei können folgende Daten erhoben werden: 

1. Name und Anschrift des Hundehalters 
2. Anzahl der gehaltenen Hunde 
3. Herkunft und Anschaffungstag 
4. Geburtsdatum 
5. Rasse. 

§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 1 einen Hund nicht, oder nicht rechtzeitig oder 
fehlerhaft anmeldet, 

2. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet 
und/oder die Hundesteuermarke nicht zurück gibt., 

3. als Hundehalter entgegen §3 Abs. 3 die Veränderung der Voraussetzungen für eine 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung nicht rechtzeitig anzeigt, 
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4. als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 1 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder 
seines umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke 
umherlaufen lässt oder dem Hund andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich 
sind, anlegt, 

5. die Auskunftspflicht verletzt, die im Zusammenhang mit der 
Hundesbestandsaufnahme gemäß § 10 Abs. 2 gegeben ist. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet 

werden. 
 

§ 12  
In-Kraft-Treten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Weißenthurm über die Erhebung der Hundesteuer 

vom 08.06.2017 außer Kraft. 
 
 
Weißenthurm, den 14.12.2023 
Stadtverwaltung Weißenthurm 
Gerd Heim 
Stadtbürgermeister 
 
 
Hinweis:  
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 
Bekanntmachung 

der Stadt Weißenthurm 
 

Satzungsbeschluss zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Industriepark 
„Am guten Mann, Teil 1“ 

im vereinfachten Verfahren gem. § 13 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Stadtrat Weißenthurm hat in seiner Sitzung am 14.12.2023 die 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Industriepark „Am guten Mann, Teil 1“ als Satzung beschlossen. Gemäß § 
10 Abs. 3 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der zur Zeit gültigen Fassung, wird dieser Beschluss hiermit 
ortsüblich bekanntgemacht. 
 
Mit der heutigen Bekanntmachung tritt die Bebauungsplanänderung gem. § 10 Abs. 3 
Satz 4 BauGB in Kraft. Mit diesem Datum treten für den Geltungsbereich der vorliegenden 
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Bebauungsplanänderung die entgegenstehenden bisherigen textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Industriepark „Am guten Mann, Teil 1“ außer Kraft. 
 
Die Planunterlagen zur o.g. Bebauungsplanänderung (Satzung nebst Übersichtsplan, 
Deckblatt, Textliche Festsetzungen und Begründung) können während der Dienststunden von 
jedermann beim Fachbereich 4 (Bauverwaltung) der Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm, Kärlicher Str. 4, 56575 Weißenthurm, Zimmer 309, eingesehen werden. Jede 
Person kann über den Inhalt der Bebauungsplanänderung Auskunft verlangen. 
 
In Anwendung des § 10a Abs. 2 BauGB sind die rechtsverbindlichen Planunterlagen auf der 
Homepage der Verbandsgemeinde Weißenthurm unter der Rubrik 
www.verbandsgemeindeweissenthurm.de > Bürgerservice/Rathaus > Bauverwaltung > 
Bebauungspläne > Bebauungspläne rechtsverbindlich > Stadt Weißenthurm, hinterlegt und 
werden darüber hinaus in Kürze auf dem zentralen Internetportal des Landes Rheinland-Pfalz 
„GeoPortal.rlp“ zugänglich gemacht. 
 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung wird wie folgt umgrenzt: 
Der Änderungsbereich umfasst den südlichen Teil des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplanes Industriepark „Am guten Mann, Teil 1“ (tlw. auch in der Gemarkung 
Mülheim-Kärlich und somit im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Industriepark „Am guten 
Mann, Teil 2“). Im Süden grenzt die Bahnlinie Köln – Koblenz an den Geltungsbereich an. Im 
Osten befinden sich der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Industriepark Am guten Mann, 
Teil 2“ und im Westen gewerbliche und gemischte Nutzung der Ortslage von Weißenthurm. 
Die Fläche des Plangebietes umfasst ca. 0,36 ha. 
Es sind sämtliche Grundstücke in der Flur 6 der Gemarkung Weißenthurm betroffen, die im  
beigefügten Übersichtsplan dick gestrichelt umrandet sind. 
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. 

Hiernach können Entschädigungsansprüche verlangt werden, wenn infolge des 
Bebauungsplanes die in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Die Fälligkeit des Anspruches kann dadurch herbeigeführt werden, dass 
die Leistung der Entschädigung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 1 und 
2 BauGB) beantragt wird. Der Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Vermögensnachteil eingetreten ist, 
die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird (§ 44 Abs. 4 BauGB). 
 

2. Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich: 
d) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
e) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

f) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 56575 
Weißenthurm oder der Stadt Weißenthurm, Hauptstraße 185, 56575 Weißenthurm unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 

 
3. Gemäß § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31.01.1994 (GVBl. 

S. 153) einschl. der erfolgten Änderungen wird auf folgendes hingewiesen:  
 

http://www.verbandsgemeindeweissenthurm.de/
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Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes 
oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn  

 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 

Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 
 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 

beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 
56575 Weißenthurm unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 
Weißenthurm, 28.12.2023       Stadt Weißenthurm 
 
 

      Gerd Heim 
Stadtbürgermeister 
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